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137. Gesetz vom 17. September 2013, mit dem das Gesetz vom 14. März 1979, mit dem ein Wohnbau förderungsbeirat ein-
gerichtet wird, geändert wird.

 [XVI. GPStLT AA/AB EZ 1409/8]

138. Gesetz vom 15. Oktober 2013 über die Hilfen für Familien und Erziehungshilfen für Kinder und  Jugendliche (Steier-
märkisches Kinder- und Jugendhilfegesetz – StKJHG).

 [XVI. GPStLT RV EZ 2050/1 AB EZ 2050/4]
 [CELEX-Nr. 32011L0036]

139. Gesetz vom 15. Oktober 2013, mit dem das Steiermärkische Zusammenlegungsgesetz 1982, das Steiermärkische Agrar-
gemeinschaftengesetz 1985, das Steiermärkische Einforstungs-Landesgesetz 1983, das Steiermärkische Almschutzgesetz 
1984, das Steiermärkische Güter- und Seilwege-Landesgesetz 1969 und das Steiermärkische Agrarbezirksbehörden-
gesetz 2003 geändert wird.

 [XVI. GPStLT RV EZ 2224/1 AB EZ 2224/2]
 [CELEX-Nr. 32011L0092]

140. Kundmachung der Steiermärkischen Landesregierung vom 14. November 2013 über die  Vereinigung der Stadtgemeinde 
Gleisdorf und der Gemeinden Labuch, Laßnitzthal, Nitscha und Ungerdorf, alle politischer Bezirk Weiz.

141. Kundmachung der Steiermärkischen Landesregierung vom 14. November 2013 über die  Vereinigung der Marktgemeinde 
Pöls und der Gemeinde Oberkurzheim, beide politischer Bezirk Murtal.

142. Kundmachung der Steiermärkischen Landesregierung vom 14. November 2013 über die  Vereinigung der Marktgemeinde 
Groß Sankt Florian und der Gemeinde Unterbergla, beide politischer Bezirk Deutschlandsberg.

143. Kundmachung der Steiermärkischen Landesregierung vom 14. November 2013 über die  Vereinigung der Gemeinden 
Rohr bei Hartberg und Wörth an der Lafnitz, beide politischer Bezirk Hartberg-Fürstenfeld.

144. Kundmachung der Steiermärkischen Landesregierung vom 14. November 2013 über die  Vereinigung der Stadtgemeinde 
Knittelfeld und der Gemeinde Apfelberg, beide politischer Bezirk Murtal.

145. Kundmachung der Steiermärkischen Landesregierung vom 14. November 2013 über die  Vereinigung der Stadtgemeinde 
Feldbach und der Gemeinden Auersbach, Gniebing-Weissenbach, Gossendorf, Leitersdorf im Raabtal, Mühldorf bei 
 Feldbach und Raabau, alle politischer Bezirk Südoststeiermark.

137.

Gesetz vom 17. September 2013, mit dem das Gesetz vom 14. März 1979, mit dem ein Wohnbau-
förderungsbeirat eingerichtet wird, geändert wird

Der Landtag Steiermark hat beschlossen:

Das Gesetz vom 14. März 1979, mit dem ein Wohnbauförderungsbeirat eingerichtet wird, LGBl. Nr. 44/1979, 
wird wie folgt geändert:

1. § 2 lautet:

„(1) Der Beirat besteht aus der gleichen Anzahl an Mitgliedern wie die Landesregierung. Die Funktions-
periode des Beirates fällt mit der Funktionsperiode der Landesregierung zusammen. Die Mitglieder des Beirates 
sind von jenen Landtagsklubs, deren Partei in der Landesregierung vertreten ist, nach ihrem Stärkeverhältnis im 
Landtag zu nominieren.

(2) Die nominierten Mitglieder sind von der Landesregierung auf die Dauer ihrer Amtszeit unbeschadet der 
Bestimmungen des Abs. 4 zu bestellen.
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(3) Für jedes Mitglied ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied zu bestellen, wobei jedes Ersatzmitglied jedes 
Mitglied, das von demselben Landtagsklub nominiert worden ist, bei dessen Verhinderung oder Befangenheit  
(§ 4 Abs. 7) ersetzen kann. 

(4) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) müssen zum Landtag wählbar sein, sie dürfen jedoch nicht der Landes-
regierung angehören. Funktionärinnen/Funktionäre, Angestellte, Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder von 
Wohnbauvereinigungen sowie Gesellschaftsvertreterinnen/Gesellschaftsvertreter in Wohnbauvereinigungen 
dürfen nicht gleichzeitig Mitglied (Ersatzmitglied) des Beirates sein. Im Zweifel entscheidet über die Unverein-
barkeit die Landesregierung. Die Landesregierung hat ein Mitglied (Ersatzmitglied) abzuberufen, wenn es die 
Wählbarkeit zum Landtag verliert. Im Fall der Abberufung oder des Ausscheidens eines Mitgliedes (Ersatz-
mitgliedes) bei Tod oder Verzicht hat der jeweilige Landtagsklub unverzüglich ein neues Mitglied (Ersatzmit-
glied) zu nominieren, das dann von der Landesregierung zu bestellen ist.

(5) Der Beirat hat aus dem Kreis seiner Mitglieder eine Vorsitzende/einen Vorsitzenden und ein Mitglied als 
deren/dessen Stellvertretung zu wählen.“

2. § 6 Abs. 3 entfällt.

3. Nach § 6 ist folgender § 7 einzufügen: 

 „§ 7

Inkrafttreten von Novellen

Die Novellierung des § 2 sowie der Entfall des § 6 Absatz 3 durch die Novelle LGBl. Nr. 137/2013 treten mit 
Beginn der der Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Gesetzgebungsperiode in Kraft. Das ist der Zeitpunkt, 
den die Präsidentin/der Präsident des Landtages gemäß Art. 81a Abs. 4 L-VG in der Grazer Zeitung und im 
 Internet kundmacht.“

 Landeshauptmann Landesrat 
 Vo v e s  S e i t i n g e r

138.

Gesetz vom 15. Oktober 2013 über die Hilfen für Familien und Erziehungshilfen für Kinder und 
 Jugendliche (Steiermärkisches Kinder- und Jugendhilfegesetz – StKJHG)

Der Landtag Steiermark hat in Ausführung des Bundesgesetzes über die Grundsätze für Hilfen für Familien 
und Erziehungshilfen für Kinder und Jugendliche (Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 – B-KJHG 2013), 
BGBl. I Nr. 69/2013, beschlossen:

Inhaltsverzeichnis

1. Teil

Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Grundsätze
§ 2 Ziele
§ 3 Begriffsdefinitionen
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2. Teil

Organisation
§ 4 Persönlicher Anwendungsbereich
§ 5 Träger der Kinder- und Jugendhilfe
§ 6 Örtliche Zuständigkeit
§ 7 Private Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen
§ 8 Fachliche Ausrichtung
§ 9 Personal
§ 10 Dokumentation
§ 11 Verschwiegenheitspflicht
§ 12 Auskunftsrechte
§ 13 Datenverwendung

3. Teil

Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe

1. Abschnitt

Systemleistungen
§ 14 Monitoring und Forschung
§ 15 Statistik 
§ 16 Planung
§ 17 Öffentlichkeitsarbeit
§ 18 Zusammenarbeit

2. Abschnitt

Präventivhilfen
§ 19 Präventivhilfen
§ 20 Hilfen für (werdende) Eltern und wichtige Bezugspersonen aus dem privaten Umfeld
§ 21 Hilfen für Kinder und Jugendliche
§ 22 Hilfen für Pflegepersonen und AdoptivwerberInnen
§ 23 Hilfen für Ehrenamtliche

3. Abschnitt

Erziehungshilfen
§ 24 Erziehungshilfen
§ 25 Gefährdungsabklärung
§ 26 Hilfeplanung
§ 27 Unterstützung der Erziehung
§ 28 Volle Erziehung
§ 29 Erziehungshilfen aufgrund einer Vereinbarung
§ 30 Erziehungshilfen aufgrund einer gerichtlichen Verfügung oder bei Gefahr im Verzug
§ 31 Hilfen für junge Erwachsene

4. Abschnitt

Sozialpädagogische Einrichtungen, Pflegeverhältnisse
§ 32 Sozialpädagogische Einrichtungen
§ 33 Pflegeverhältnisse im Rahmen der vollen Erziehung
§ 34 Pflegekindergeld, Erstausstattungspauschale
§ 35 Private Pflegeverhältnisse

5. Abschnitt

Mitwirkung an der Adoption
§ 36 Grundsätze der Mitwirkung an der Adoption
§ 37 Mitwirkung an der Adoption im Inland
§ 38 Mitwirkung an der grenzüberschreitenden Adoption
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4. Teil

Kinder- und Jugendanwaltschaft
§ 39 Kinder- und Jugendanwaltschaft
§ 40 Aufgaben der Kinder- und Jugendanwaltschaft

5. Teil

Kosten
§ 41 Kostentragung
§ 42 Kostentragung für Hilfeleistungen
§ 43 Kostenzuschuss 
§ 44 Kostenersatz im Rahmen der vollen Erziehung und der Betreuung von jungen Erwachsenen

6. Teil

Schlussbestimmungen
§ 45 Gebühren- und Abgabenfreiheit
§ 46 Verweise
§ 47 Rückwirkung von Verordnungen
§ 48 Strafbestimmungen
§ 49 EU-Recht
§ 50 Übergangsbestimmungen
§ 51 Inkrafttreten
§ 52 Außerkrafttreten

1. Teil 

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Grundsätze

(1) Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf Förderung ihrer Entwicklung und auf Erziehung.

(2) Die Förderung ihrer Entwicklung und die Erziehung sind in erster Linie die Pflicht und das Recht der 
Eltern oder sonst mit Pflege und Erziehung betrauter Personen.

(3) Unter Berücksichtigung der Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen unterstützt die Kinder- und 
Jugendhilfe die Eltern oder sonst mit Pflege und Erziehung betraute Personen im erforderlichen Ausmaß und nach 
fachlich anerkannten Standards bei der Ausübung von Pflege und Erziehung durch Information und Beratung und 
stärkt das soziale Umfeld. Problemstellungen, Entwicklungsrisiken und der Bedarf nach Unterstützung sollen 
frühzeitig erkannt werden.

(4) Wird das Kindeswohl hinsichtlich einer angemessenen Pflege und Erziehung von Eltern oder sonst mit 
Pflege und Erziehung betrauten Personen nicht gewährleistet, sind Erziehungshilfen nach dem 3. Abschnitt des 
3. Teiles zu gewähren.

(5) In familiäre Rechte und Beziehungen wird nur soweit eingegriffen, als dies zur Gewährleistung des Kindes-
wohls notwendig und im bürgerlichen Recht vorgesehen ist. 

(6) Die Leistungen richten sich nach den individuellen Erfordernissen und der Lebenssituation der Be - 
troffenen. Die Kinder- und Jugendhilfe bezieht die Ressourcen des familiären und sozialen Umfeldes mit ein und 
unterstützt Kinder und Jugendliche, diese Möglichkeiten besser zu nutzen. Die Kinder- und Jugendhilfe arbeitet 
mit den Eltern oder sonst mit Pflege und Erziehung betrauten Personen zusammen und beteiligt diese und die 
Kinder und Jugendlichen situationsgerecht bei der Erbringung von Leistungen.

(7) Die Wahrnehmung der Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe erfolgt in Kooperation mit den ein-
schlägigen Stellen des Bildungs-, Gesundheits-, Arbeits- und Sozialsystems.
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§ 2

Ziele

Die Kinder- und Jugendhilfe verfolgt folgende Ziele:

1. Bildung eines allgemeinen Bewusstseins für Grundsätze und Methoden förderlicher Pflege und Erziehung;

2. Stärkung der Erziehungskraft der Familien und Förderung des Bewusstseins der (werdenden) Eltern für ihre 
Aufgaben;

3. Förderung einer ihren Anlagen und Fähigkeiten angemessenen Entfaltung und Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten sowie deren Verselbst-
ständigung;

4. Schutz von Kindern und Jugendlichen vor allen Formen von Gewalt und anderen Kindeswohlgefährdungen 
hinsichtlich Pflege und Erziehung;

5. Reintegration von Kindern und Jugendlichen in die Familie im Interesse des Kindeswohles, insbesondere im 
Zusammenhang mit Erziehungshilfen.

§ 3

Begriffsdefinitionen

Im Sinne dieses Gesetzes bedeuten:

1. Kinder und Jugendliche: Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben;

2. junge Erwachsene: Personen, die das 18., aber noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet haben;

3. Eltern: leibliche Eltern(-teile), Adoptiveltern(-teile), sofern ihnen Pflege und Erziehung zukommt oder sie ver-
gleichbare Pflichten und Rechte nach ausländischem Recht haben;

4. werdende Eltern: Schwangere und deren Ehepartner oder die von der Schwangeren als Elternteil des unge-
borenen Kindes bezeichnete Person;

5. mit Pflege und Erziehung betraute Personen: natürliche Personen, denen Pflege und Erziehung zukommt oder 
die vergleichbare Pflichten und Rechte nach ausländischem Recht haben;

6. Pflegekinder: Kinder und Jugendliche, die von anderen als den Eltern oder sonst mit Pflege und Erziehung 
betrauten Personen nicht nur vorübergehend gepflegt und erzogen werden. Kinder und Jugendliche, die von 
nahen Angehörigen nicht nur vorübergehend gepflegt und erzogen werden, gelten nur als Pflegekinder, wenn 
dies im Rahmen der vollen Erziehung (§ 28) geschieht;

7. Pflegepersonen: Personen, die Pflegekinder gemäß Z. 6 pflegen und erziehen. Besondere Formen von Pflege-
personen sind insbesondere

a) Kurzzeitpflegepersonen: Pflegepersonen, die Pflegekinder gemäß Z. 6 in Krisensituationen bis zu sechs 
Monate, in begründeten Ausnahmefällen darüber hinaus, aufnehmen und betreuen; 

b) familienpädagogische Pflegepersonen: Pflegepersonen, die Pflegekinder gemäß Z. 6 im Rahmen besonde-
rer Formen der Familienunterbringung nach sozialpädagogischen Konzepten aufnehmen und betreuen;

c) familienpädagogische Krisenpflegepersonen: Pflegepersonen, die Pflegekinder gemäß Z. 6 in Krisensitua-
tionen zur Abklärung bis zu sechs Monate, in begründeten Ausnahmefällen darüber hinaus, im Rahmen 
besonderer Formen der Familienunterbringung nach sozialpädagogischen Konzepten aufnehmen und be-
treuen;

8. nahe Angehörige: bis zum dritten Grad Verwandte oder Verschwägerte sowie EhepartnerInnen, eingetragene 
PartnerInnen oder LebensgefährtInnen von Elternteilen;

9. Familie: soziale Gemeinschaft aus Eltern(-teilen), ihren allfälligen PartnerInnen und Kindern.

2. Teil

Organisation

§ 4

Persönlicher Anwendungsbereich

(1) Voraussetzung für die Gewährung von Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe ist der Hauptwohnsitz, 
mangels eines solchen der gewöhnliche Aufenthalt, bei Gefahr im Verzug der Aufenthalt, von (werdenden) 
Eltern, Kindern, Jugendlichen oder jungen Erwachsenen in der Steiermark.
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(2) Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe werden auch dann gewährt, wenn Kinder oder Jugendliche im 
Rahmen der vollen Erziehung (§ 28) in einem anderen Bundesland oder im Ausland untergebracht werden, es sei 
denn, wichtige Gründe sprechen dagegen.

§ 5

Träger der Kinder- und Jugendhilfe

(1) Träger der Kinder- und Jugendhilfe ist das Land Steiermark (Kinder- und Jugendhilfeträger).

(2) Die Vollziehung dieses Gesetzes erfolgt, soweit nicht anderes bestimmt ist, im Wege der Privatwirt-
schaftsverwaltung.

(3) Die Landesregierung hat folgende behördliche und nichtbehördliche Aufgaben wahrzunehmen:

1. die Eignungsfeststellung von privaten Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen gemäß § 7 Abs. 2 und 3,

2. die Beauftragung von privaten Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen mittels schriftlicher Leistungsverträge 
gemäß § 7 Abs. 1 und 4 und § 8 Abs. 4,

3. die Aufsicht über private Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen gemäß § 7 Abs. 5,

4. die Einrichtung einer internetbasierenden Datenbank gemäß § 7 Abs. 6,

5. die Fortbildung des Personals, das mit Aufgaben der Vollziehung dieses Gesetzes betraut ist, gemäß § 9 Abs. 3; 
die Stadt Graz hat jedenfalls für ihr Personal selbst Fortbildung anzubieten,

6. die Mitwirkung an der grenzüberschreitenden Adoption gemäß § 38 Abs. 1 Z. 2,

7. die fachliche Kontrolle der gesamten Tätigkeit der mit den Aufgaben nach diesem Gesetz betrauten Bezirks-
verwaltungsbehörden.

(4) Die Landesregierung und die Bezirksverwaltungsbehörden haben in ihrem jeweiligen örtlichen Zu - 
ständigkeitsbereich folgende Aufgaben wahrzunehmen:

1. Monitoring und Forschung gemäß § 14,

2. die Statistik gemäß § 15,

3. die Planung gemäß § 16, 

4. die Öffentlichkeitsarbeit gemäß § 17,

5. die Zusammenarbeit gemäß § 18,

6. die Vorsorge für die Erbringung von Präventivhilfen gemäß §§ 19 ff.

(5) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben alle übrigen Aufgaben wahrzunehmen.

§ 6

Örtliche Zuständigkeit

(1) Die örtliche Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde richtet sich nach dem Hauptwohnsitz, man-
gels eines solchen nach dem gewöhnlichen Aufenthalt von betroffenen (werdenden) Eltern, Kindern, Jugend-
lichen oder jungen Erwachsenen in der Steiermark.

(2) Bei Gefahr im Verzug ist jene Bezirksverwaltungsbehörde örtlich zuständig, in deren Wirkungsbereich 
die erforderlichen Veranlassungen zu treffen sind. Die örtlich zuständige Bezirksverwaltungsbehörde gemäß 
Abs. 1 ist unverzüglich zu verständigen. Mit der Verständigung geht die Zuständigkeit über.

(3) Zur Eignungsfeststellung von Pflegepersonen und AdoptivwerberInnen gemäß §§ 33 und 36 ist jene 
Bezirksverwaltungsbehörde zuständig, in deren Wirkungsbereich die Pflegeperson bzw. der Adoptivwerber/die 
Adoptivwerberin, ihren Hauptwohnsitz, mangels eines solchen ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Steiermark 
hat.

(4) Zur Durchführung des Verfahrens zur Erteilung der Pflegebewilligung gemäß § 35 ist jene Bezirks-
verwaltungsbehörde zuständig, in deren Bereich die Pflegeperson, ihren Hauptwohnsitz, mangels eines solchen 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Steiermark hat.

(5) Eine bestehende örtliche Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde bleibt aufrecht, wenn Kinder 
oder Jugendliche im Rahmen der vollen Erziehung (§ 28) in einem anderen Bezirk untergebracht werden oder in 
den Fällen des § 4 Abs. 2, es sei denn, wichtige Gründe sprechen dagegen.
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§ 7

Private Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen

(1) Private Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen können vom Kinder- und Jugendhilfeträger mit der Er - 
bringung bestimmter Leistungen des 3. Teiles beauftragt werden, wenn dies im Sinne der Grundsätze und Ziele 
zweckmäßig ist und sie zur Erbringung dieser Leistungen geeignet sind.

(2) Der Kinder- und Jugendhilfeträger hat die Eignung privater Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen mit 
Bescheid festzustellen (Bewilligung). Die zur Beurteilung nach Abs. 3 erforderlichen Unterlagen sind vorzulegen. 
Ändern sich die Eignungsvoraussetzungen, ist die Eignung neuerlich zu prüfen und der Bescheid allenfalls 
abzuändern. 

(3) Bei der Eignungsfeststellung ist insbesondere zu prüfen, ob die private Kinder- und Jugendhilfeein-
richtung im Hinblick auf die Leistung über 

1. ein fachlich fundiertes sozialpädagogisches und/oder psychosoziales sowie ein organisatorisches Konzept,

2. Fachkräfte und sonstige geeignete Personen (§ 9) in der jeweils erforderlichen Anzahl,

3. geeignete Räumlichkeiten und

4. ausreichende wirtschaftliche Voraussetzungen 

verfügt. Die Eignung von Pflegepersonen wird unter den Voraussetzungen des 4. Abschnittes des 3. Teiles fest-
gestellt.

(4) Beauftragungen nach Abs. 1 haben mittels schriftlicher Leistungsverträge zu erfolgen. Darin sind jeden-
falls festzulegen:

1. Art, Umfang und Grundsätze sowie sonstige Bedingungen der Leistungserbringung,

2. Höhe der Auftragsentgelte und die Grundlagen für deren Bemessung,

3. Art und Umfang von Auskunfts- und Kontrollmöglichkeiten des Auftraggebers in Bezug auf die erbrachten 
Hilfen und die sparsame, wirtschaftliche und zweckmäßige Mittelverwendung sowie

4. Geltungsdauer des Vertrags.

(5) Die Leistungserbringung durch private Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen unterliegt der Aufsicht des 
Kinder- und Jugendhilfeträgers. Die Behebung von Mängeln ist mit Bescheid aufzutragen. Liegen die Eignungs-
voraussetzungen nicht mehr vor, ist die Bewilligung zu widerrufen.

(6) Private Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen sind verpflichtet, im Rahmen des Bewilligungsverfahrens, 
der Aufsicht und der Leistungserbringung dem Kinder- und Jugendhilfeträger die erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen, notwendige Dokumente vorzulegen, die Kontaktaufnahme mit den betreuten Kindern und Jugend-
lichen und die Besichtigung von Räumlichkeiten zuzulassen sowie Einschau in die Akten, die Jahresabschlüsse 
und die Gewinn- und Verlustrechnung zu gewähren. Weiters sind sie verpflichtet, klientInnen- und personal-
bezogene Daten in anonymisierter Form sowie einrichtungsbezogene Daten und Verrechnungsdaten ohne 
 unnötigen Aufschub vollständig und wahrheitsgemäß in eine vom Kinder- und Jugendhilfeträger eingerichtete 
internetbasierende Datenbank einzutragen. Änderungen der Daten sind unverzüglich zu aktualisieren.

(7) Bei Einzelpersonen, die mit der Erbringung bestimmter Leistungen des 3. Teiles beauftragt werden, kann 
von einer Eignungsfeststellung nach Abs. 2 sowie vom Abschluss eines Leistungsvertrages nach Abs. 4 abge-
sehen werden, wenn die Eignung aufgrund der berufsrechtlichen Vorschriften für die Erbringung der Leistung 
vorliegt.

(8) Bei Einrichtungen, die Kinder und Jugendliche betreuen und über eine adäquate Bewilligung auf Grund-
lage eines anderen Gesetzes verfügen, kann von einer Eignungsfeststellung nach Abs. 2 sowie vom Abschluss 
eines Leistungsvertrages nach Abs. 4 abgesehen werden.

§ 8

Fachliche Ausrichtung

(1) Der Kinder- und Jugendhilfeträger und die privaten Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen haben  
ihre Leistungen nach dem Stand der Wissenschaften und, soweit fachlich geboten, interdisziplinär und multi-
professionell zu erbringen.

(2) Die Landesregierung hat unter Berücksichtigung wissenschaftlicher Erkenntnisse und gesellschaftlicher 
Entwicklungen für die einzelnen Leistungen fachliche Standards festzulegen und die Qualität der Leistungen in 
einem kontinuierlichen Prozess weiterzuentwickeln.
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(3) Die Landesregierung kann für mobile, ambulante und stationäre Erziehungshilfen eine Verordnung 
erlassen. Diese hat insbesondere zu regeln:

1.  die sachlichen, fachlichen und personellen Erfordernisse für die Erbringung der Leistung,

2.  Maßnahmen der Qualitätssicherung und des Controllings,

3.  die Entgelte für die zu erbringenden Leistungen,

4.  die Ab- und Verrechnung.

(4) Um flexible Hilfen zu gewährleisten, kann der Kinder- und Jugendhilfeträger mit privaten Kinder- und 
Jugendhilfeeinrichtungen Verträge zur Erbringung von nicht in der Verordnung gemäß Abs. 3 enthaltenen 
 Erziehungshilfen abschließen.

§ 9

Personal

(1) Für die Erbringung der Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe dürfen nur Fachkräfte eingesetzt wer-
den, die für den jeweiligen Tätigkeitsbereich ausgebildet und persönlich geeignet sind. Der Einsatz sonstiger 
geeigneter Personen ist unter Anleitung einer Fachkraft zulässig, sofern Art und Umfang der Tätigkeit keine 
Fachausbildung erfordern.

(2) Die Landesregierung hat die Ausbildungs- und Eignungsvoraussetzungen sowie die Anzahl der erforder-
lichen Fachkräfte festzulegen. Dabei ist auf fachliche Standards, wissenschaftliche Erkenntnisse sowie die Be-
völkerungsgruppen, die die Leistungen in Anspruch nehmen, Bedacht zu nehmen.

(3) Der Kinder- und Jugendhilfeträger und die privaten Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen haben für die 

1. berufsbegleitende Fort- und Weiterbildung sowie den fachlichen Wissenstransfer, insbesondere die kollegiale 
Beratung im Team, und

2. die berufliche Reflexion, insbesondere die Supervision und die Intervision,

ihrer Fachkräfte zu sorgen.

§ 10

Dokumentation

(1) Der Kinder- und Jugendhilfeträger und die beauftragten privaten Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen 
haben über die Leistungserbringung eine schriftliche Dokumentation zu führen. Diese Dokumentation kann 
auch automationsunterstützt geführt werden.

(2) Die Dokumentation hat jedenfalls Angaben über betroffene Stellen, Leistungserbringer, verantwortliche 
und beigezogene Fachkräfte sowie Art, Umfang und Dauer der erbrachten Leistungen zu enthalten.

(3) Die Dokumentation über Erziehungshilfen des 3. Abschnitts des 3. Teiles hat darüber hinaus Angaben 
zum Inhalt von Gefährdungsmeldungen, Art und Umfang der Gefährdung, Sozialanamnese und die aktuelle 
soziale Situation der betroffenen Kinder und Jugendlichen, Inhalte des Hilfeplans sowie Daten von Auskunfts-
personen zu enthalten.

(4) Einsicht in die Dokumentation kann nur im Rahmen der Auskunftsrechte (§§ 12 und 36 Abs. 6) gewährt 
werden.

(5) Die Dokumentation ist wirksam gegen unbefugten Zugang, unbefugte oder zufällige Veränderung und 
unbefugte Bekanntgabe zu schützen.

(6) Die Dokumentation ist ab Beendigung der Leistung 30 Jahre lang aufzubewahren; § 36 Abs. 6 bleibt 
unberührt. Der Zugang zur Dokumentation ist nach Beendigung der Leistung nur für Auskunftszwecke (Abs. 4), 
für Zwecke der Aufsicht, der Gefährdungsabklärung oder der Verfolgung gerichtlich strafbarer Handlungen 
gegen Kinder und Jugendliche zulässig.

(7) Bei einem Wechsel der Zuständigkeit oder Gewährung von Erziehungshilfen bei Gefahr im Verzug  
im Sinne des § 6 Abs. 2 ist die Dokumentation der bisherigen Leistungserbringung an die zuständige Bezirks-
verwaltungsbehörde oder den örtlich zuständigen Kinder- und Jugendhilfeträger zu übermitteln.

§ 11

Verschwiegenheitspflicht

(1) Die MitarbeiterInnen der Kinder- und Jugendhilfeträger und der beauftragten privaten Kinder- und 
Jugendhilfeeinrichtungen sowie Pflegepersonen sind zur Verschwiegenheit über Tatsachen des Privat- und 
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Familienlebens, die (werdende) Eltern oder sonst mit Pflege und Erziehung betraute Personen, Familien, Kinder, 
Jugendliche und junge Erwachsene mittelbar oder unmittelbar betreffen und ausschließlich aus dieser Tätigkeit 
bekannt geworden sind, verpflichtet, sofern die Übermittlung nicht im überwiegenden berechtigten Interesse der 
betroffenen Kinder, Jugendlichen oder jungen Erwachsenen liegt.

(2) Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit besteht auch nach Beendigung der Tätigkeit weiter.

(3) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht gegenüber dem Kinder- und Jugendhilfeträger.

(4) Die Verschwiegenheitspflicht besteht im Strafverfahren nicht gegenüber Auskunftsersuchen der Staats-
anwaltschaften und ordentlichen Gerichte, die sich auf den konkreten Verdacht beziehen, dass Kinder und 
Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht worden sind. Die Bestimmungen der 
§§ 51 Abs. 2 erster Satz und 112 StPO sind sinngemäß anzuwenden.

§ 12

Auskunftsrechte

(1) Kinder und Jugendliche haben das Recht, selbst Auskünfte über alle dem Kinder- und Jugendhilfeträger 
und den beauftragten privaten Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen bekannten Tatsachen ihres Privat- und 
Familienlebens zu erhalten, deren Kenntnis ihnen aufgrund ihres Alters und ihres Entwicklungsstandes zumut-
bar ist, soweit nicht überwiegende, berücksichtigungswürdige persönliche Interessen der Eltern oder sonst mit 
Pflege und Erziehung betrauter Personen sowie anderer Personen gefährdet werden.

(2) Die Ausübung des Rechts nach Abs. 1 steht Kindern und Jugendlichen zu, sobald sie über die not-
wendige Einsichts- und Urteilsfähigkeit verfügen. Das Vorliegen von Einsichts- und Urteilsfähigkeit ist ab Voll-
endung des 14. Lebensjahres zu vermuten.

(3) Nach Erreichung der Volljährigkeit ist ihnen auf Verlangen Auskunft über alle vom Kinder- und Jugend-
hilfeträger und den beauftragten privaten Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen bekannten Tatsachen zu er-
teilen, soweit nicht überwiegende, berücksichtigungswürdige, persönliche Interessen der Eltern oder sonst mit 
Pflege und Erziehung betrauter Personen sowie anderer Personen gefährdet werden.

(4) Eltern oder sonst mit Pflege und Erziehung betraute Personen haben das Recht, Auskünfte über alle dem 
Kinder- und Jugendhilfeträger und den beauftragten privaten Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen bekannten 
Tatsachen ihres Privat- und Familienlebens zu erhalten, soweit durch die Auskunft nicht Interessen der betreuten 
Kinder und Jugendlichen oder überwiegende, berücksichtigungswürdige persönliche Interessen der Eltern oder 
sonst mit Pflege und Erziehung betrauter Personen sowie anderer Personen gefährdet werden. Dieses Recht steht 
auch Personen zu, denen Pflege und Erziehung aufgrund einer Erziehungshilfe nicht mehr oder nur mehr teil-
weise zukommt.

§ 13

Datenverwendung

(1) Der Kinder- und Jugendhilfeträger ist ermächtigt, folgende Daten von natürlichen und juristischen 
 Personen, die Leistungen des 3. Teiles erbringen sowie AdoptivwerberInnen zur Eignungsfeststellung und Auf-
sicht zu verwenden:

1. hinsichtlich natürlicher Personen: Name, ehemalige Namen, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, Adresse, 
Telefonnummern, E-Mail-Adressen, Faxnummern, Familienstand, berufliche Qualifikation, Staatsangehörig-
keit, bereichsspezifisches Personenkennzeichen, Sozialversicherungsnummer, Melderegisterzahl, Daten zur 
wirtschaftlichen Eignungsprüfung;

2. hinsichtlich natürlicher Personen, die unmittelbar Kinder und Jugendliche betreuen und Personen, die mit 
Pflegepersonen sowie AdoptivwerberInnen nicht nur vorübergehend im gemeinsamen Haushalt leben: Daten 
gemäß Z. 1, Daten den Gesundheitszustand betreffend, strafrechtliche Verurteilungen, Daten über die   
Eignung als Betreuungsperson;

3. hinsichtlich juristischer Personen: Name der juristischen Person sowie ihrer verantwortlichen und vertretungs-
befugten Organe, MitarbeiterInnen, Vollmachten, Sitz, Adresse, Firmenbuchnummer, zentrale Vereinsregister-
Zahl, Telefonnummern, E-Mail-Adressen, Faxnummern, berufliche Qualifikation der MitarbeiterInnen, Daten 
zur wirtschaftlichen Eignungsprüfung;

4. Daten im Zusammenhang mit der Aufsichtstätigkeit.
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(2) Der Kinder- und Jugendhilfeträger ist ermächtigt, folgende Daten von natürlichen und juristischen 
 Personen, die Leistungen des 3. Teiles erbringen, zur Leistungserbringung und Leistungsabrechnung zu ver-
wenden:

1. hinsichtlich natürlicher Personen: Name, ehemalige Namen, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, Adresse, 
Telefonnummern, E-Mail-Adressen, Faxnummern, Familienstand, berufliche Qualifikation, Bankverbindung, 
bereichsspezifisches Personenkennzeichen, Sozialversicherungsnummer, Melderegisterzahl, berufliche 
 Qualifikation sowie dienst- und besoldungsrechtliche Stellung;

2. hinsichtlich juristischer Personen: Name der juristischen Person sowie ihrer verantwortlichen und vertretungs-
befugten Organe, MitarbeiterInnen, Vollmachten, Sitz, Adresse, Firmenbuchnummer, zentrale Vereins register-
Zahl, Telefonnummern, E-Mail-Adressen, Faxnummern, Bankverbindung;

3. Art, Anzahl, Dauer, Tarife und Kosten der erbrachten Leistungen, Angaben über LeistungsempfängerInnen.

(3) Der Kinder- und Jugendhilfeträger ist ermächtigt, zum Zweck der Eignungsfeststellung Sonderauskünfte 
gemäß § 9a Strafregistergesetz 1968 in Bezug auf natürliche Personen, die im Rahmen der Leistungserbringung 
des 3. Teiles unmittelbar Kinder und Jugendliche betreuen sowie AdoptivwerberInnen bei der Landespolizeidi-
rektion Wien einzuholen und die Daten zu verwenden.

(4) Daten, die gemäß Abs. 1 und 2 verwendet werden, dürfen nur zu den in Abs. 1 und 2 genannten Zwecken 
an andere Kinder- und Jugendhilfeträger, andere Kostenträger und Gerichte übermittelt werden.

(5) Die verarbeiteten Daten dürfen nur so lange aufbewahrt werden, als es für die Zwecke, für die sie verar-
beitet wurden, erforderlich ist. 

3. Teil 

Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe

1. Abschnitt

Systemleistungen

§ 14

Monitoring und Forschung

(1) Der Kinder- und Jugendhilfeträger beobachtet und bewertet für Kinder und Jugendliche relevante 
gesellschaftliche Entwicklungen.

(2) Zur Beurteilung der qualitativen Auswirkungen der Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe sowie zur 
Fortentwicklung derselben hat der Kinder- und Jugendhilfeträger Forschungsvorhaben zu betreiben, anzuregen 
und zu fördern und deren Ergebnisse zu sammeln.

§ 15

Statistik

(1) Zur Feststellung der quantitativen Auswirkungen der Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe erstellt der 
Kinder- und Jugendhilfeträger jährlich eine Statistik über Leistungsdaten der Kinder- und Jugendhilfe und ver-
öffentlicht diese. Die Regelungen des Steiermärkischen Landesstatistikgesetzes sind anzuwenden. 

(2) Folgende Informationen sind insbesondere zu erheben:

 1. Anzahl der Personen, die Präventivhilfen in Anspruch genommen haben (nach Zielgruppe und Art der 
 Präventivhilfen);

 2. Anzahl der Gefährdungsabklärungen (§ 25);

 3. Anzahl der Gefährdungsabklärungen (§ 25) je Kind und Jugendlichem (nach Alter und Geschlecht auf-
geschlüsselt);

 4. Anzahl der Kinder und Jugendlichen, die Unterstützung der Erziehung (§ 27) erhalten haben (nach Alter und 
Geschlecht aufgeschlüsselt);

 5. Anzahl der Kinder und Jugendlichen, die in sozialpädagogischen Einrichtungen (§ 32) und in Pflegever-
hältnissen im Rahmen der vollen Erziehung (§ 33) untergebracht waren (nach Alter und Geschlecht aufge-
schlüsselt);
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 6. Anzahl der Erziehungshilfen aufgrund einer Vereinbarung (§ 29) und der Erziehungshilfen aufgrund einer 
gerichtlichen Verfügung oder bei Gefahr im Verzug (§ 30);

 7. Anzahl der Erziehungshilfen aufgrund einer Vereinbarung (§ 29) je Kind und Jugendlichem (nach Alter und 
Geschlecht aufgeschlüsselt);

 8. Anzahl der Erziehungshilfen aufgrund einer gerichtlichen Verfügung oder bei Gefahr im Verzug (§ 30) je 
Kind und Jugendlichem (nach Alter und Geschlecht aufgeschlüsselt);

 9. Anzahl der jungen Erwachsenen, die Hilfen gemäß § 31 erhalten haben (nach Alter und Geschlecht auf-
geschlüsselt);

10. Anzahl der Kinder und Jugendlichen, für die an einer inländischen Adoption (§ 37) mitgewirkt wurde (nach 
Alter und Geschlecht aufgeschlüsselt);

11. Anzahl der AdoptivwerberInnen, für die an einer inländischen Adoption (§ 37) mitgewirkt wurde (nach Alter 
und Geschlecht aufgeschlüsselt);

12. Anzahl der Kinder und Jugendlichen, für die an einer grenzüberschreitenden Adoption (§ 38) mitgewirkt 
wurde (nach Alter und Geschlecht aufgeschlüsselt);

13. Anzahl der AdoptivwerberInnen, für die an einer grenzüberschreitenden Adoption (§ 38) mitgewirkt wurde 
(nach Alter und Geschlecht aufgeschlüsselt);

14. Anzahl der Kinder und Jugendlichen, für die Rechtsvertretungen im Sinne der §§ 207 bis 209 ABGB, § 9 
UVG, § 16 AsylG 2005 und § 12 FPG 2005 erfolgt sind;

15. Ausgaben und Einnahmen des Kinder- und Jugendhilfeträgers.

§ 16

Planung

(1) Der Kinder- und Jugendhilfeträger sorgt durch kurz-, mittel- und langfristige Planung vor, dass Hilfen  
in der erforderlichen Art und im notwendigen Umfang unter Bedachtnahme auf den regionalen Bedarf zur Ver-
fügung stehen. 

(2) In der Planung sind folgende Umstände zu berücksichtigen:

1. regionale Strukturen,

2. gesellschaftliche Entwicklungen (§ 14 Abs. 1),

3. wissenschaftliche Erkenntnisse,

4. Bevölkerungsentwicklung hinsichtlich Struktur und Problemlagen,

5. geschlechts- und diversitätsspezifische Bedürfnisse,

6. der künftig zu erwartende Bedarf an Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe,

7. Kosten und Zeitpläne,

8. Ergebnisse der Forschung in den einschlägigen Bereichen (§ 14 Abs. 2).

(3) Beim Amt der Landesregierung besteht ein Kinder- und Jugendhilfebeirat. Die Landesregierung hat 
durch Verordnung nähere Bestimmungen über die Mitglieder, die Einberufung der Sitzungen, die Abstimmung, 
die Geschäftsbehandlung sowie über die Entschädigung der Mitglieder für Zeitversäumnis und Fahrtkosten zu 
erlassen. Der Kinder- und Jugendhilfebeirat ist jedenfalls zu befassen

1. mit grundsätzlichen Fragen der Planung und Entwicklung neuer Strukturen im Bereich der Kinder- und 
Jugendhilfe;

2. mit der Beurteilung von gesellschaftlichen, sozialen und rechtlichen Entwicklungen im Bereich der Kinder- 
und Jugendhilfe, die sich auf Kinder und Jugendliche nachteilig auswirken können;

3. vor der Bestellung der Kinder- und Jugendanwältin/des Kinder- und Jugendanwaltes.

§ 17 

Öffentlichkeitsarbeit

(1) Der Kinder- und Jugendhilfeträger informiert über die Ziele, Grundsätze und Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe.

(2) Der Kinder- und Jugendhilfeträger wirkt auf eine breite Kenntnis und Akzeptanz der Rechte und Anlie-
gen der Kinder und Jugendlichen in der Gesellschaft hin.
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§ 18

Zusammenarbeit

Der Kinder- und Jugendhilfeträger hat in der Forschung, Planung und Öffentlichkeitsarbeit eine Zu - 
sammenarbeit und Abstimmung insbesondere mit dem Bund, den anderen Bundesländern und Gemeinden 
anzustreben.

2. Abschnitt

Präventivhilfen

§ 19

Präventivhilfen

(1) Der Kinder- und Jugendhilfeträger sorgt für entwicklungsfördernde präventive Angebote.

(2) Entwicklungsförderung ist darauf ausgerichtet, positive Entwicklungsbedingungen für Kinder und 
Jugendliche zu unterstützen sowie ihre Anlagen und Fähigkeiten und die ihrer Eltern oder sonst mit Pflege und 
Erziehung betrauter Personen und Bezugspersonen aus dem privaten Umfeld zu stärken.

(3) Prävention ist darauf ausgerichtet, Problemstellungen, Entwicklungsrisiken und Entwicklungsstörungen 
von Kindern und Jugendlichen frühzeitig zu erkennen und diesen entgegen zu wirken.

(4) Präventivhilfen erfolgen bedarfsgerecht, leicht erreichbar und, wo dies zweckmäßig ist, auch aufsuchend.

(5) Folgende Präventivhilfen sollen jedenfalls vorgesehen werden:

1. Hilfen für (werdende) Eltern und wichtige Bezugspersonen aus dem privaten Umfeld (§ 20);

2. Hilfen für Kinder und Jugendliche (§ 21);

3. Hilfen für Pflegepersonen und AdoptivwerberInnen (§ 22);

4. Hilfen für Ehrenamtliche (§ 23).

(6) Präventivhilfen umfassen insbesondere frühe Hilfen, mobile, ambulante und stationäre Hilfen und 
 können auch gruppenorientiert und fallunspezifisch angeboten werden.

§ 20

Hilfen für (werdende) Eltern und wichtige Bezugspersonen aus dem privaten Umfeld

Eltern und wichtige Bezugspersonen aus dem privaten Umfeld werden in ihrer pädagogischen Kompetenz 
gestärkt und dabei unterstützt, die Herausforderungen der Erziehungstätigkeit zu bewältigen. Dazu gehören 
insbesondere folgende Angebote:

1. Beratung werdender Eltern;

2. Beratung und Anleitung zur Pflege und Förderung von Säuglingen und Kleinkindern;

3. Beratung und Anleitung in Erziehungs- und Entwicklungsfragen sowie bei familiären Problemen;

4. ambulante und mobile sozialarbeiterische, psychotherapeutische, psychologische und sozialpädagogische 
 Hilfen;

5. stationäre Betreuung von Schwangeren und Müttern mit Kindern in Notsituationen.

§ 21

Hilfen für Kinder und Jugendliche

Kinder und Jugendliche werden bei der Bewältigung ihrer Probleme unterstützt und es wird ihre soziale 
Integration gefördert. Dazu gehören insbesondere folgende Angebote:

1. Beratung bei altersspezifischen Fragen und Problemen;

2. ambulante und mobile sozialarbeiterische, psychotherapeutische, psychologische und sozialpädagogische 
 Hilfen;

3. stationäre Betreuung von Kindern und Jugendlichen in Notsituationen.
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§ 22

Hilfen für Pflegepersonen und AdoptivwerberInnen

Pflegepersonen und AdoptivwerberInnen werden durch folgende Angebote unterstützt:

1. Qualifizierungsmaßnahmen für künftige Pflegepersonen und AdoptivwerberInnen;

2. fachliche Beratung und Begleitung sowie Fortbildung für Pflegepersonen.

§ 23

Hilfen für Ehrenamtliche

Einzelpersonen, die im Rahmen ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit mit Kindern und Jugendlichen in Kontakt 
sind, stehen Angebote zur Verfügung, mit denen sie in Kinderschutzfragen beraten und unterstützt werden.

3. Abschnitt

Erziehungshilfen

§ 24

Erziehungshilfen

(1) Voraussetzung für die Gewährung von Erziehungshilfen sind die Gefährdungsabklärung (§ 25) und die 
Erstellung eines Hilfeplanes (§ 26).

(2) Erziehungshilfen sind die Unterstützung der Erziehung (§ 27) und die volle Erziehung (§ 28). 

(3) Erziehungshilfen können im Einzelfall entweder aufgrund einer Vereinbarung (§ 29) oder aufgrund einer 
gerichtlichen Verfügung oder bei Gefahr im Verzug (§ 30) gewährt werden.

§ 25

Gefährdungsabklärung

(1) Ergibt sich, insbesondere aufgrund von gesetzlich normierten Mitteilungspflichten, berufsrechtlichen 
Verpflichtungen oder glaubhafter Mitteilungen Dritter, der konkrete Verdacht der Gefährdung des Kindeswohls, 
ist die Gefährdungsabklärung unter Berücksichtigung der Dringlichkeit unverzüglich einzuleiten und durch-
zuführen, um das Gefährdungsrisiko einzuschätzen.

(2) Die Gefährdungsabklärung besteht aus der Erhebung jener Sachverhalte, die zur Beurteilung des Gefähr-
dungsverdachtes bedeutsam sind, und der Einschätzung, ob eine Kindeswohlgefährdung vorliegt. Diese ist  
in strukturierter Vorgangsweise, unter Beachtung fachlicher Standards und Berücksichtigung der Art der zu 
erwartenden Gefährdung durchzuführen.

(3) Als Erkenntnisquellen kommen insbesondere Gespräche mit den betroffenen Kindern und Jugendlichen, 
deren Eltern oder sonst mit Pflege und Erziehung betrauten Personen, Personen, in deren Betreuung sich die 
Kinder und Jugendlichen regelmäßig befinden, Besuche des Wohn- oder Aufenthaltsortes der Kinder und 
Jugendlichen, Stellungnahmen, Berichte und Gutachten von Fachkräften sowie die schriftlichen Gefährdungs-
mitteilungen in Betracht.

(4) Im Rahmen der Gefährdungsabklärung sind Kinder, Jugendliche, Eltern oder sonst mit Pflege und Er-
ziehung betraute Personen zu beteiligen. Eltern oder sonst mit Pflege und Erziehung betraute Personen haben 
die Gefährdungsabklärung zu ermöglichen. Sie sind verpflichtet, zur Überprüfung des Vorliegens einer Gefähr-
dung die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, notwendige Dokumente und Daten zur Verfügung zu stellen 
sowie die Kontaktaufnahme mit den Kindern und Jugendlichen und die Besichtigung von Räumlichkeiten zuzu-
lassen.

(5) Mitteilungspflichtige im Sinne des Abs. 1 haben im Rahmen der Gefährdungsabklärung mitzuwirken, 
insbesondere die erforderlichen Auskünfte über die betroffenen Kinder und Jugendlichen zu erteilen sowie 
 notwendige Dokumente vorzulegen.

(6) Die Gefährdungseinschätzung hat im Zusammenwirken von zumindest zwei Fachkräften zu erfolgen.
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§ 26

Hilfeplanung

(1) Ergibt die Gefährdungseinschätzung, dass das Kindeswohl nicht gewährleistet wird, hat der Kinder- und 
Jugendhilfeträger in Zusammenarbeit mit den Eltern oder sonst mit Pflege und Erziehung betrauten Personen 
und unter Beteiligung des Kindes oder Jugendlichen als Grundlage für die Gewährung von Erziehungshilfen 
einen Hilfeplan zu erstellen, der die angemessene soziale, psychische, körperliche und kognitive Entwicklung 
des betroffenen Kindes oder Jugendlichen zum Ziel hat. Der Wille von Kindern, Jugendlichen, Eltern oder sonst 
mit Pflege und Erziehung betrauten Personen ist in die Hilfeplanung einzubeziehen, soweit die Erfüllung des-
selben nicht negative Auswirkungen auf die Entwicklung der betroffenen Kinder und Jugendlichen hätte oder 
unverhältnismäßige Kosten verursachen würde.

(2) Der Hilfeplan und die Wirkung der gewährten Erziehungshilfen sind in angemessenen Zeitabständen, 
zumindest einmal jährlich, zu überprüfen und die gewährte Hilfe gegebenenfalls anzupassen oder abzuschlie-
ßen.

(3) Die Entscheidung über die im Einzelfall in Betracht kommenden Erziehungshilfen oder deren Änderung 
ist erforderlichenfalls im Zusammenwirken von zumindest zwei Fachkräften zu treffen.

§ 27 

Unterstützung der Erziehung

(1) Wird das Kindeswohl nicht gewährleistet und ist zu erwarten, dass eine (potentielle) Gefährdung bei 
Verbleib in der Familie oder im sonstigen bisherigen Wohnumfeld abgewendet werden kann, ist Kindern und 
Jugendlichen Unterstützung der Erziehung zu gewähren.

(2) Unterstützung der Erziehung umfasst insbesondere alle ambulanten und mobilen Präventivhilfen.

§ 28

Volle Erziehung

(1) Ist das Kindeswohl gefährdet und ist zu erwarten, dass die Gefährdung nur durch Betreuung außerhalb 
der Familie oder des sonstigen bisherigen Wohnumfeldes abgewendet werden kann, ist Kindern und Jugend-
lichen volle Erziehung zu gewähren, sofern der Kinder- und Jugendhilfeträger mit der Pflege und Erziehung zur 
Gänze betraut ist.

(2) Volle Erziehung umfasst die Betreuung in sozialpädagogischen Einrichtungen (§ 32) oder bei Pflege-
personen (§ 33).

§ 29

Erziehungshilfen aufgrund einer Vereinbarung

(1) Die Gewährung von Erziehungshilfen, mit denen die Eltern oder sonst mit Pflege und Erziehung betraute 
Personen einverstanden sind, erfolgt aufgrund einer schriftlichen Vereinbarung zwischen diesen und dem 
 Kinder- und Jugendhilfeträger.

(2) Der Abschluss, die Abänderung und die Aufkündigung dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform.

(3) Die Vereinbarung muss den Umfang der Übertragung der Obsorge, die vereinbarte Hilfe und deren 
erwartete Dauer enthalten.

§ 30

Erziehungshilfen aufgrund einer gerichtlichen Verfügung oder bei Gefahr im Verzug

(1) Stimmen die Eltern oder sonst mit Pflege und Erziehung betraute Personen notwendigen Erziehungs-
hilfen nicht zu, hat der Kinder- und Jugendhilfeträger bei Gericht die nötigen gerichtlichen Verfügungen, wie 
etwa die Entziehung der Obsorge oder von Teilbereichen der Obsorge (§ 181 ABGB), zu beantragen.

(2) Bei Gefahr im Verzug hat der Kinder- und Jugendhilfeträger unverzüglich erforderliche Erziehungshilfen 
zu gewähren und die notwendigen Anträge bei einem ordentlichen Gericht zu stellen (§ 211 ABGB).
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§ 31

Hilfen für junge Erwachsene

(1) Jungen Erwachsenen können mobile oder ambulante Hilfen und Hilfen durch Betreuung in sozial-
pädagogischen Einrichtungen oder bei Pflegepersonen gewährt werden, wenn zum Zeitpunkt der Vollendung 
des 18. Lebensjahres bereits Erziehungshilfen gewährt wurden und dies zur Erreichung der im Hilfeplan 
 definierten Ziele dringend notwendig ist.

(2) Die Hilfe kann nur mit Zustimmung der jungen Erwachsenen und nur solange gewährt werden, als dies 
aufgrund der individuellen Lebenssituation notwendig ist. Die Hilfen enden jedenfalls mit der Vollendung des 
21. Lebensjahres.

4. Abschnitt

Sozialpädagogische Einrichtungen, Pflegeverhältnisse

§ 32

Sozialpädagogische Einrichtungen

(1) Sozialpädagogische Einrichtungen sind Einrichtungen, die zur Ausübung der Pflege und Erziehung von 
Kindern und Jugendlichen im Rahmen der vollen Erziehung (§ 28) bestimmt sind, und die aufgrund ihrer Aus-
stattung und Führung eine förderliche Pflege und Erziehung der Kinder und Jugendlichen gewährleisten.

(2) Sozialpädagogische Einrichtungen sind insbesondere:

1. Einrichtungen zur stationären Krisenintervention,

2. Einrichtungen zur Pflege und Erziehung von Kindern und Jugendlichen,

3. Einrichtungen zur diagnostischen Abklärung,

4. Einrichtungen für das mobil betreute Wohnen für Jugendliche und

5. nicht ortsfeste Formen der Sozialpädagogik.

(3) Die Eignung von sozialpädagogischen Einrichtungen ist gemäß § 7 festzustellen. Werden sozialpäda-
gogische Einrichtungen vom Kinder- und Jugendhilfeträger betrieben, müssen die Voraussetzungen für eine 
Eignungsfeststellung im Sinne des § 7 Abs. 2 und 3 vorliegen.

§ 33

Pflegeverhältnisse im Rahmen der vollen Erziehung

(1) Der Kinder- und Jugendhilfeträger kann geeignete Pflegepersonen im Rahmen der vollen Erziehung 
(§ 28) mit der Ausübung der Pflege und Erziehung beauftragen. Die Eignungsfeststellung der Pflegepersonen 
sowie die Pflegeaufsicht sind dem Kinder- und Jugendhilfeträger vorbehalten. Mit den Qualifizierungs-
maßnahmen und der fachlichen Begleitung von Pflegepersonen sowie der Vermittlung von Pflegeverhältnissen 
können private Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen beauftragt werden. 

(2) Pflegepersonen sind geeignet, wenn sie im Hinblick auf die geplante Art und Dauer des Pflegever-
hältnisses und unter Berücksichtigung der individuellen Bedürfnisse des Pflegekindes eine förderliche Pflege 
und Erziehung gewährleisten können. Die Landesregierung hat durch Verordnung die näheren Regelungen 
bezüglich der Eignungskriterien und der Eignungsfeststellung zu erlassen.

(3) Pflegepersonen haben im Rahmen der Eignungsfeststellung an einer Qualifizierungsmaßnahme gemäß 
§ 22 Z. 1 teilzunehmen, sofern diese angeboten wird. Der Kinder- und Jugendhilfeträger kann von dieser 
 Verpflichtung zugunsten von nahen Angehörigen ausnahmsweise absehen, wenn unter Berücksichtigung der 
spezifischen Situation fachliche Gründe nicht entgegenstehen.

(4) Pflegepersonen sind verpflichtet, im Rahmen der Eignungsfeststellung, der Leistungserbringung und der 
zumindest einmal jährlich durchzuführenden Pflegeaufsicht des Kinder- und Jugendhilfeträgers die erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen, notwendige Dokumente vorzulegen sowie die Kontaktaufnahme mit dem betreuten 
Kind oder Jugendlichen und die Besichtigung von Räumlichkeiten zu ermöglichen.
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(5) Für die Vermittlung darf ein Entgelt weder gegeben noch angenommen werden.

(6) Die gezielte Werbung in den Medien für die Vermittlung bestimmter beschriebener Kinder ist verboten.

§ 34

Pflegekindergeld, Erstausstattungspauschale

(1) Zur Abgeltung des mit der Pflege und Erziehung verbundenen Aufwandes gewährt der Kinder-  
und Jugendhilfeträger Pflegepersonen, die im Rahmen der vollen Erziehung ein Pflegekind betreuen, ein 
 pauschaliertes Pflegekindergeld. Die Zuerkennung erfolgt von Amts wegen durch Bescheid.

(2) Die Landesregierung hat die Höhe und Auszahlungsmodalitäten des monatlichen Pflegekindergeldes 
abhängig vom altersgemäßen Betreuungsaufwand durch Verordnung festzulegen. Zu Unrecht empfangenes 
Pflegekindergeld ist vom Empfänger zurückzuerstatten. Von der Verpflichtung zur Rückerstattung kann abgese-
hen werden, wenn dies eine erhebliche Härte bedeuten würde oder das Pflegekindergeld gutgläubig verbraucht 
wurde. Ebenso können in dieser Verordnung für besondere Formen der Unterbringung eines Kindes (§ 3 Z. 7) 
weitere Leistungen und Leistungsentgelte festgelegt werden.

(3) Pflegepersonen, die ein Pflegekind im Rahmen der vollen Erziehung gemäß § 28 oder gemäß § 43  
Abs. 3 aufnehmen, gebührt anlässlich der Erstaufnahme eine Pauschalabgeltung für den Aufwand. Ausnahme-
regelungen für Pflegepersonen gemäß § 3 Z. 7 lit. a bis c und die Höhe der Erstausstattungspauschale können 
durch Verordnung festgelegt werden. Die Zuerkennung erfolgt von Amts wegen durch Bescheid.

(4) Im Einzelfall ist Pflegepersonen auf Antrag ein über den monatlichen Sachaufwand hinausgehender 
Sonderbedarf für ihr Pflegekind mit Bescheid zu gewähren. Die Leistung gebührt ab Antragstellung.

(5) Pflegepersonen wird vom Kinder- und Jugendhilfeträger die Möglichkeit zur sozialversicherungsrecht-
lichen Absicherung nach einem vom Kinder- und Jugendhilfeträger erstellten Konzept geboten.

§ 35

Private Pflegeverhältnisse

(1) Die nicht nur vorübergehende Pflege und Erziehung eines Pflegekindes bis zur Vollendung des  
14. Lebensjahres, die nicht im Rahmen der vollen Erziehung erfolgt, bedarf einer Bewilligung des Kinder- und 
Jugendhilfeträgers.

(2) Die geplante Aufnahme von Pflegekindern im Sinne des Abs. 1 sowie die Beendigung des Pflegever-
hältnisses sind von den Pflegepersonen dem Kinder- und Jugendhilfeträger ebenso wie wichtige Ereignisse, die 
das Pflegekind betreffen, anzuzeigen.

(3) Bei der Bewilligung ist zu prüfen, ob die Pflegepersonen die nach § 33 Abs. 2 und 3 geforderte Eignung 
vorweisen können. Durch Verordnung der Landesregierung sind überdies nähere Bestimmungen hinsichtlich der 
Zahl der Pflegekinder pro privatem Pflegeverhältnis zu erlassen.

(4) Im Verfahren über die Erteilung einer Pflegebewilligung haben die Pflegepersonen und die Erziehungs-
berechtigten Parteistellung. Kinder, die das zehnte Lebensjahr vollendet haben, sind jedenfalls persönlich in 
geeigneter Weise zu hören. Jüngere Kinder sind altersgerecht zu beteiligen. 

(5) Pflegepersonen dürfen das Pflegekind erst nach Rechtskraft der Bewilligung übernehmen, es sei denn, 
das Wohl des Kindes erfordert anderes. Im letzteren Fall ist der Antrag auf Erteilung der Bewilligung, wenn dies 
nicht schon geschehen ist, längstens binnen drei Tagen nach der Aufnahme einzubringen. Wird die Bewilligung 
versagt, so hat der Kinder- und Jugendhilfeträger die Abnahme des Pflegekindes anzuordnen und bei Gefahr im 
Verzug sofort zu vollziehen.

(6) Private Pflegeverhältnisse unterliegen der Aufsicht des Kinder- und Jugendhilfeträgers. Die Behebung 
von Mängeln ist mit Bescheid aufzutragen. Liegen die Eignungsvoraussetzungen nicht mehr vor, ist die Be - 
willigung zu widerrufen.

(7) Pflegepersonen sind verpflichtet, im Rahmen des Bewilligungsverfahrens und der zumindest einmal 
 jährlich durchzuführenden Pflegeaufsicht dem Kinder- und Jugendhilfeträger die erforderlichen Auskünfte  
zu erteilen, notwendige Dokumente vorzulegen sowie die Kontaktaufnahme mit den betreuten Kindern und 
Jugendlichen und die Besichtigung von Räumlichkeiten zu ermöglichen.
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5. Abschnitt

Mitwirkung an der Adoption

§ 36 

Grundsätze der Mitwirkung an der Adoption

(1) Die Adoptionsvermittlung und Eignungsfeststellung sind dem Kinder- und Jugendhilfeträger vorbe-
halten. Die Beratung, Vorbereitung und fachliche Begleitung von AdoptivwerberInnen und die Erstellung von 
Berichten durch private Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen sind zulässig.

(2) Die Adoptionsvermittlung hat das Ziel, Kindern und Jugendlichen die am besten geeigneten 
Adoptiveltern(-teile) zu verschaffen. Es muss die begründete Aussicht bestehen, dass damit eine dem Verhältnis 
zwischen leiblichen Eltern und Kindern entsprechende Beziehung hergestellt wird. Dabei steht das Wohl der 
betroffenen Kinder und Jugendlichen im Mittelpunkt.

(3) Bei der Eignungsfeststellung ist die persönliche Eignung der AdoptivwerberInnen zur Gewährleistung 
einer förderlichen Pflege und Erziehung der anvertrauten Adoptivkinder zu prüfen. Dabei sind insbesondere die 
geistige und körperliche Gesundheit, die Erziehungseinstellung, die Erziehungsfähigkeit, die Einbindung in das 
soziale Umfeld, das Alter und die Zuverlässigkeit der AdoptivwerberInnen sowie das gesamte Familiensystem  
in Betracht zu ziehen. Außerdem sind die notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen nachzuweisen. Adoptiv-
werberInnen dürfen keinesfalls wegen solcher Straftaten vorbestraft sein, die eine Gefahr für das Wohl des 
 Kindes oder Jugendlichen befürchten lassen. AdoptivwerberInnen sind verpflichtet, im Rahmen der Eignungs-
feststellung dem Kinder- und Jugendhilfeträger die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, alle notwendigen 
Dokumente vorzulegen sowie die Besichtigung von Räumlichkeiten zuzulassen.

(4) Die Einhebung eines Entgelts für die Adoptionsvermittlung ist unzulässig. 

(5) Die gezielte Werbung in den Medien für die Vermittlung bestimmter beschriebener Kinder oder Jugend-
licher ist verboten.

(6) Informationen über die leiblichen Eltern sind zu dokumentieren und 50 Jahre ab rechtskräftiger Be - 
willigung der Adoption aufzubewahren. Mit der Obsorge betraute Personen können aus besonders wichtigen 
medizinischen oder sozialen Gründen darüber Auskunft verlangen, solange das Adoptivkind das 14. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat. Nach Vollendung des 14. Lebensjahres steht dieses Recht dem Adoptivkind selbst zu.

§ 37 

Mitwirkung an der Adoption im Inland

Die Mitwirkung an der Adoption im Inland umfasst folgende Tätigkeiten:

1. Beratung und Begleitung von leiblichen Eltern vor und während der Adoptionsabwicklung;

2. Beratung, Vorbereitung, Eignungsfeststellung (inklusive Qualifizierungsmaßnahme gemäß § 22 Z. 1) von 
AdoptivwerberInnen;

3. Auswahl von geeigneten Adoptiveltern entsprechend den individuellen Bedürfnissen der Kinder und Jugend-
lichen (Adoptionsvermittlung).

§ 38

Mitwirkung an der grenzüberschreitenden Adoption

(1) Die Mitwirkung an der grenzüberschreitenden Adoption umfasst folgende Tätigkeiten:

1. Beratung, Vorbereitung, Eignungsfeststellung (inklusive Qualifizierungsmaßnahme gemäß § 22 Z. 1) von 
AdoptivwerberInnen;

2. Übermittlung und Entgegennahme von Urkunden und Berichten im internationalen Austausch mit den 
 zuständigen Behörden im Ausland.

(2) Bei der Wahrnehmung von Aufgaben gemäß Abs. 1 Z. 2 sind die Bestimmungen internationaler Verträge 
und sonstige völkerrechtliche Verpflichtungen, insbesondere das Haager Übereinkommen vom 29. Mai 1993 
über den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit im Hinblick auf grenzüberschreitende Adoptionen, BGBl. 
III Nr. 145/1999, einzuhalten.
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4. Teil

Kinder- und Jugendanwaltschaft

§ 39

Kinder- und Jugendanwaltschaft

(1) Beim Amt der Steiermärkischen Landesregierung wird eine Kinder- und Jugendanwaltschaft einge-
richtet. Sie hat bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben die Rechte und das Wohl des Kindes zu berücksichtigen. 
Als Richtlinie ihres Handelns gilt die Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen.

(2) Die Kinder- und Jugendanwaltschaft besteht aus der Kinder- und Jugendanwältin/dem Kinder- und 
Jugendanwalt als LeiterIn und der erforderlichen Zahl von MitarbeiterInnen. Sie/Er ist von der Landesregierung 
jeweils für die Dauer von fünf Jahren nach öffentlicher Ausschreibung zu bestellen und untersteht dienstrechtlich 
der Landesregierung. Die Kinder- und Jugendanwältin/Der Kinder- und Jugendanwalt hat auch nach Ablauf 
ihrer/seiner Amtsdauer die Geschäfte bis zur Neubestellung einer Kinder- und Jugendanwältin/eines Kinder- 
und Jugendanwaltes weiterzuführen.

(3) Das Amt der Kinder- und Jugendanwältin/des Kinder- und Jugendanwaltes endet durch Verzicht, Tod 
oder Abberufung durch die Landesregierung. Die Landesregierung hat das Recht, sie/ihn aus wichtigem Grund 
mit Bescheid abzuberufen. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn

1. sie/er gröblich oder wiederholt gegen ihre/seine Pflichten verstößt oder ein mit ihrer/seiner Stellung unverein-
bares Verhalten gezeigt hat oder

2. sie/er ihre/seine Funktion aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr ausüben kann oder

3. gegen sie/ihn rechtskräftig eine Disziplinarstrafe oder eine in die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte 
fallende Strafe verhängt wurde.

(4) Die Kinder- und Jugendanwältin/Der Kinder- und Jugendanwalt ist in Ausübung ihres/seines Amtes  
an keine Weisungen gebunden. Sie/Er unterliegt im Rahmen ihrer/seiner Tätigkeit der Aufsicht der Landes-
regierung. Diese hat das Recht, sich über alle Gegenstände der Geschäftsführung zu unterrichten. Die Kinder- 
und Jugendanwältin/Der Kinder- und Jugendanwalt ist verpflichtet, die von der Landesregierung verlangten 
Auskünfte unter Wahrung des Grundrechts auf Datenschutz zu erteilen.

(5) Die Kinder- und Jugendanwaltschaft kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben (§ 40) die Mitarbeit geeigneter 
externer Fachkräfte in Anspruch nehmen.

(6) Alle Organe des Landes und der Gemeinden haben die Kinder- und Jugendanwaltschaft bei der 
Be sorgung ihrer Aufgaben zu unterstützen und auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(7) Die Kinder- und Jugendanwaltschaft kann vertraulich, anonym und kostenlos in Anspruch genommen 
werden. Zur Erleichterung des Zugangs hat sie insbesondere außerhalb von Graz Sprechtage abzuhalten.

§ 40

Aufgaben der Kinder- und Jugendanwaltschaft

(1) Die Kinder- und Jugendanwaltschaft hat folgende allgemeine Aufgaben:

1. Information der Öffentlichkeit über die Aufgaben der Kinder- und Jugendanwaltschaft, die Kinderrechte und 
sonstige Angelegenheiten, die für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene von besonderer Bedeutung 
sind;

2. Abgabe von Anregungen zur Schaffung von besseren Lebensbedingungen für Kinder und Jugendliche;

3. Einbringung der Interessen von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen in Rechtssetzungsprozesse 
sowie bei Planung und Forschung;

4. Zusammenarbeit mit und Unterstützung von nationalen und internationalen Netzwerken.

(2) Darüber hinaus hat die Kinder- und Jugendanwaltschaft folgende besonderen Aufgaben zur Wahrung 
des Wohles von Kindern und Jugendlichen:

1. Beratung von Kindern, Jugendlichen, jungen Erwachsenen und Eltern oder sonst mit Pflege und Erziehung 
betrauten Personen in allen Angelegenheiten, die die Stellung von Kindern, Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen sowie die Aufgaben von Obsorgeberechtigten betreffen;
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2. Hilfestellung und Vermittlung bei Meinungsverschiedenheiten und Auseinandersetzungen zwischen Eltern 
oder sonst mit Pflege und Erziehung betrauten Personen und Kindern und Jugendlichen über Pflege und 
Erziehung;

3. Hilfestellung und Vermittlung bei Meinungsverschiedenheiten und Auseinandersetzungen zwischen Eltern 
oder sonst mit Pflege und Erziehung betrauten Personen und Kindern und Jugendlichen einerseits und Be-
hörden oder privaten Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen andererseits.

(3) Die Kinder- und Jugendanwaltschaft hat in Erfüllung der in Abs. 2 umschriebenen Aufgaben das Recht 
auf Akteneinsicht (§ 17 AVG).

(4) Die Kinder- und Jugendanwaltschaft hat dem Landtag mindestens jedes zweite Jahr einen Tätigkeits-
bericht zu erstatten.

5. Teil

Kosten

§ 41 

Kostentragung

(1) Werden Leistungen nach diesem Gesetz vom Land erbracht und unentgeltlich angeboten, so sind die 
Kosten dafür vom Land zu tragen. Werden Leistungen nach diesem Gesetz von den Sozialhilfeverbänden oder 
Städten mit eigenem Statut freiwillig erbracht, so sind die Kosten dafür von diesen Körperschaften zu tragen.

(2) Alle übrigen Kosten sind vorläufig von den Sozialhilfeverbänden oder Städten mit eigenem Statut zu 
tragen. Das Land hat ihnen nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 60 % dieser Kosten zu ersetzen.

(3) Die Sozialhilfeverbände und die Städte mit eigenem Statut haben der Landesregierung jährlich bis 31. März 
eine Schätzung der im kommenden Jahr zu erwartenden Kosten zu übermitteln und diese glaubhaft zu machen. 
Die Landesregierung hat die Schätzung zu prüfen. Ergeben sich Bedenken gegen die Plausibilität, hat die Landes-
regierung dies dem Sozialhilfeverband oder der Stadt mit eigenem Statut bis 15. Mai mitzuteilen und den Sozial-
hilfeverband oder die Stadt mit eigenem Staut dazu zu hören. Ist die Schätzung plausibel, hat das Land dem Sozial-
hilfeverband oder der Stadt mit eigenem Statut den dem Land zukommenden Gesamtbetrag in sechs gleichen 
Raten im Vorhinein zu überweisen. Legt ein Sozialhilfeverband oder eine Stadt mit eigenem Statut die Schätzung 
samt Unterlagen nicht rechtzeitig vor oder kommt es hinsichtlich der Plausibilität der Schätzung zu keiner Eini-
gung, so hat das Land vorläufig eine Kostenabgeltung in Höhe von 60 % des Gesamtbetrages des Jahres zu leisten, 
das jenem vorangegangen ist, für das keine plausible Schätzung erfolgt ist. Hat der Sozialhilfeverband oder die 
Stadt mit eigenem Statut eine Erhöhung der Kostenabgeltung verlangt und wurde vom Land nur ein Teil dieser 
Erhöhung als berechtigt anerkannt, so ist die vorläufige Kostenabgeltung in jenem Ausmaß zu erhöhen, das vom 
Land als berechtigt anerkannt worden ist. Nach Ende jedes Rechnungsjahres hat der Sozialhilfeverband oder die 
Stadt mit eigenem Statut dem Land eine Aufstellung der gesamten Kosten vorzulegen und deren Höhe glaubhaft 
zu machen. Ergibt sich, dass diese Kosten höher gewesen sind als die geschätzten Kosten, hat das Land 60 % der 
Differenz zu überweisen. Ergibt sich, dass diese Kosten geringer gewesen sind als die geschätzten Kosten, hat das 
Land 60 % der Differenz von den Überweisungen, die im darauffolgenden Jahr fällig werden, einzubehalten.

(4) Abweichend von Abs. 3 kann das Land mit dem Sozialhilfeverband oder der Stadt mit eigenem Statut 
eine Vereinbarung über ein Globalbudget schließen, in der auch die genauen Auszahlungs- und Abrechnungs-
modalitäten festgehalten sind. In der Vereinbarung kann darüber hinaus vorgesehen werden, dass zusätzliche 
Landesmittel zweckgewidmet zur Unterstützung der Kinder- und Jugendhilfe eingesetzt werden dürfen. Für die 
Erstellung des budgetären Rahmens wird eine Schätzung der zu erwartenden Kosten für die nächsten drei Jahre 
auf Basis der letztgültigen (netto) Rechnungsabschlussdaten herangezogen. Der dem Land zukommende Gesamt-
betrag ist dem Sozialhilfeverband oder der Stadt mit eigenem Statut jährlich in sechs gleichen Raten im Vor-
hinein zu überweisen. Der Sozialhilfeverband oder die Stadt mit eigenem Statut hat dem Land zu Budgetcontrol-
lingzwecken alle zwei Monate eine Kostenaufstellung vorzulegen. Nach Ende eines jeden Rechnungsjahres hat 
der Sozialhilfeverband oder die Stadt mit eigenem Statut dem Land eine Aufstellung der gesamten Einnahmen 
und Ausgaben vorzulegen und deren Höhe glaubhaft zu machen. Der Nachweis über die ordnungsgemäße 
Abrechnung stellt eine vorläufige Zwischenabrechnung dar, da eine Endabrechnung erst nach Ende des drei-
jährigen Vereinbarungszeitraumes erfolgt. Ergibt die Endabrechnung, dass die Kosten höher gewesen sind als 
der im Vorhinein überwiesene Betrag, hat der Sozialhilfeverband oder die Stadt mit eigenem Statut die Möglich-
keit aufgrund eines begründeten Antrages Verhandlungen einer Nachbedeckung zu verlangen. Ergibt die 
Endabrechnung, dass der 60 %-ige Landesanteil bezogen auf den dreijährigen Gesamtzeitraum höher als der 
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tatsächlich abgerechnete Landesanteil ist, so hat das Land die Differenz von den Überweisungen, die im darauf-
folgenden Jahr fällig werden, einzubehalten.

(5) Die Sozialhilfeverbände oder Städte mit eigenem Statut haben an das Land 60 % der hereingebrachten 
Kostenersätze für Erziehungshilfen im Rahmen der vollen Erziehung abzuführen.

(6) Hinsichtlich der Kostentragung der Sozialhilfeverbände und Städte mit eigenem Statut untereinander 
und der Rückersätze gegenüber anderen Bundesländern gelten die Bestimmungen des Steiermärkischen Sozial-
hilfegesetzes sowie die mit den anderen Bundesländern geschlossenen Vereinbarungen.

§ 42

Kostentragung für Hilfeleistungen

(1) Die Inanspruchnahme von Beratungsleistungen im Rahmen der Präventivhilfen ist unentgeltlich.  
Die Kosten für sonstige Präventivhilfen sind von den die Hilfeleistungen in Anspruch nehmenden Personen zu 
tragen. Zu diesen Kosten werden nach Maßgabe des § 43 Kostenzuschüsse gewährt.

(2) Die Kosten der vollen Erziehung (§ 28) und der Betreuung von jungen Erwachsenen (§ 31) werden 
zunächst von den Sozialhilfeverbänden oder Städten mit eigenem Statut getragen. Von den zivilrechtlich zum 
Unterhalt Verpflichteten ist sodann ein Kostenrückersatz nach den Bestimmungen des § 44 zu leisten.

(3) Die Inanspruchnahme von Erziehungshilfen gemäß § 27 ist unentgeltlich.

§ 43

Kostenzuschuss

(1) Auf Antrag des Kindes oder des Jugendlichen und seinen nach bürgerlichem Recht Unterhaltspflichtigen 
kann ein Kostenzuschuss gewährt werden, wenn damit eine eigenständige Wahrnehmung der Pflege und Er-
ziehung zur Förderung der Entwicklung des Kindes oder des Jugendlichen erwartet werden kann.

(2) Die Landesregierung hat durch Verordnung zu bestimmen, für welche Präventivhilfen ein Kosten -
zuschuss gewährt werden kann. Dabei sind insbesondere die Art der Hilfe, die Höhe des Kostenzuschusses sowie 
weitere Voraussetzungen für die Gewährung festzulegen.

(3) Wird ein Kind oder Jugendlicher bei Pflegepersonen, denen das Gericht das Erziehungsrecht übertragen 
hat, untergebracht, so kann auf Antrag des Kindes, des Jugendlichen, seines nach bürgerlichem Recht Unter-
haltspflichtigen oder der Pflegepersonen ein Kostenzuschuss gewährt werden, sofern die Voraussetzungen des 
Abs. 1 gegeben sind. Die Bestimmungen des § 34 gelten sinngemäß. Als Höchstgrenze für die Gewährung von 
Kostenzuschüssen gilt das durch Verordnung gemäß § 34 Abs. 2 festgelegte Pflegekindergeld.

(4) Ein Kostenzuschuss wird erst ab Antragstellung gewährt.

(5) Die gemäß Abs. 1 und 3 antragsberechtigten Personen sind verpflichtet, jede Änderung der Voraus-
setzungen für die Zuerkennung eines Kostenzuschusses unverzüglich zu melden. Die durch Verletzung dieser 
Meldepflicht zu Unrecht empfangenen Kostenzuschüsse sind vom Empfänger des Kostenzuschusses zurück-
zuerstatten.

§ 44

Kostenersatz im Rahmen der vollen Erziehung und der Betreuung von jungen Erwachsenen

(1) Die vorläufig gemäß § 42 Abs. 2 übernommenen Kosten sind, soweit dadurch der Unterhalt tatsächlich 
geleistet wurde, von den zivilrechtlich zum Unterhalt Verpflichteten zu ersetzen, soweit sie nach ihren Lebens-
verhältnissen dazu imstande sind oder zum Zeitpunkt der Gewährung der Erziehungshilfe dazu imstande waren.

(2) Die Geltendmachung von Kostenersatz kann für drei Jahre rückwirkend erfolgen.

(3) Forderungen von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen auf wiederkehrende Leistungen, die 
der Deckung des Unterhaltsbedarfs dienen, gehen bis zur Höhe der Ersatzforderung – unmittelbar kraft Gesetzes 
auf Grund einer Mitteilung an den Dritten – auf den die volle Erziehung oder die Betreuung von jungen Er-
wachsenen gewährenden Kinder- und Jugendhilfeträger oder sonstigen Kostenträger über.
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6. Teil

Schlussbestimmungen

§ 45 

Gebühren- und Abgabenfreiheit

Amtshandlungen, Eingaben an den Kinder- und Jugendhilfeträger, Beurkundungen und Ausfertigungen, 
die vom Kinder- und Jugendhilfeträger errichtet und beurkundet werden sowie Vereinbarungen sind von den 
landesrechtlich vorgesehenen Verwaltungsabgaben und Kommissionsgebühren befreit.

§ 46

Verweise

Verweise in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze sind als Verweise auf die jeweils gültige Fassung zu 
verstehen.

§ 47

Rückwirkung von Verordnungen

Verordnungen auf Grund dieses Gesetzes können rückwirkend in Kraft gesetzt werden.

§ 48

Strafbestimmungen

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, wer 

 1. Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe als private Kinder- und Jugendhilfeeinrichtung ohne die erforder-
liche Eignungsfeststellung gemäß § 7 Abs. 2 und 3 erbringt;

 2.  die Tätigkeit des Kinder- und Jugendhilfeträgers im Rahmen der Aufsicht gemäß § 7 Abs. 6 über private 
Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen behindert;

 3. es unterlässt, Daten gemäß § 7 Abs. 6 zu erheben sowie vollständig und wahrheitsgemäß in die vom Kinder- 
und Jugendhilfeträger eingerichtete Datenbank einzutragen;

 4.  die Verschwiegenheitspflicht nach § 11 verletzt;

 5.  unbefugt oder entgeltlich ein Pflegeverhältnis vermittelt (§ 33 Abs. 1 und 5);

 6.  den mit der Pflegeaufsicht nach § 33 Abs. 4 betrauten Organen den Zutritt in die Aufenthaltsräume des 
 Kindes oder Jugendlichen verweigert oder die Ermittlungen dieser Organe behindert;

 7.  ein Pflegekind unter 14 Jahren ohne die erforderliche Pflegebewilligung gemäß § 35 aufnimmt;

 8.  unbefugt oder entgeltlich eine Adoption vermittelt (§ 36 Abs. 1 und 4);

 9.  den Bestimmungen der § 33 Abs. 6 und § 36 Abs. 5 zuwiderhandelt;

10.  der Bestimmung des § 38 Abs. 2 zuwiderhandelt.

(2) Verwaltungsübertretungen

1. gemäß Abs. 1 Z. 4 bis 8 sind mit Geldstrafen bis zu 750 Euro

2.  gemäß Abs. 1 Z. 9 sind mit Geldstrafen bis zu 1.500 Euro

3.  gemäß Abs. 1 Z. 10 sind mit Geldstrafen bis zu 2.200 Euro

4.  gemäß Abs. 1 Z. 2 und 3 sind mit Geldstrafen bis 10.000 Euro

5.  gemäß Abs. 1 Z. 1 sind mit Geldstrafen bis 20.000 Euro

zu bestrafen.

(3) Bei Verwaltungsübertretungen nach Abs. 1 Z. 5 und 9 ist neben der Geldstrafe auch eine Wertersatzstrafe 
bis zur Höhe des empfangenen Entgeltes zu verhängen.

(4) Eine Verwaltungsübertretung nach den vorstehenden Bestimmungen liegt nicht vor, wenn die Handlung 
oder Unterlassung den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet oder nach einer anderen Verwaltungsstrafbestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist.
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§ 49

EU-Recht

Durch dieses Gesetz wird die Richtlinie 2011/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
5. April 2011 zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer sowie zur 
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/JI des Rates umgesetzt.

§ 50

Übergangsbestimmungen

(1) Hilfen zur Erziehung gemäß dem 5. Abschnitt StJWG 1991, LGBl. Nr. 93/1990 zuletzt in der Fassung 
LGBl. Nr. 63/2011, sind als Erziehungshilfen nach dem 3. Abschnitt des 3. Teiles weiterzuführen. Vereinbarungen 
gemäß § 38 Abs. 1 StJWG 1991, LGBl. Nr. 93/1990 zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 63/2011, bleiben aufrecht und 
gelten als Vereinbarungen gemäß § 29 dieses Gesetzes, LGBl. Nr. 138/2013.

(2) Bewilligungen gemäß § 23 Abs. 1 StJWG 1991, LGBl. Nr. 93/1990 zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 63/2011, 
bleiben aufrecht und gelten als Bewilligungen gemäß § 35. Die Aufsicht über deren ordnungsgemäße Ausübung 
richtet sich jedoch nach den Vorschriften dieses Gesetzes. Werden im Zuge dieser Aufsicht Abweichungen von 
den geltenden Bestimmungen in inhaltlicher oder organisatorischer Hinsicht festgestellt, so kann die Behörde mit 
Bescheid ergänzende Auflagen erteilen.

(3) Bewilligungen für den Betrieb von Heimen und sonstigen Einrichtungen gemäß § 29 Abs. 1 StJWG 1991, 
LGBl. Nr. 93/1990 zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 63/2011, bleiben aufrecht und gelten als Bewilligungen gemäß 
§ 7 Abs. 2 und 3. Die Aufsicht über deren ordnungsgemäße Ausübung richtet sich jedoch nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes. Werden im Zuge dieser Aufsicht Abweichungen von den geltenden Bestimmungen in inhalt-
licher oder organisatorischer Hinsicht festgestellt, so kann die Behörde mit Bescheid ergänzende Auflagen  
erteilen.

(4) Anerkennungen von Einrichtungen der freien Jugendwohlfahrt gemäß § 10a Abs. 1 StJWG 1991, 
LGBl. Nr. 93/1990 zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 63/2011, bleiben aufrecht und gelten als Bewilligungen gemäß 
§ 7 Abs. 2 und 3.

(5) Verträge mit Heimen und sonstigen Einrichtungen gemäß § 29 StJWG 1991, LGBl. Nr. 93/1990 zuletzt in 
der Fassung LGBl. Nr. 63/2011, mit Einrichtungen der freien Jugendwohlfahrt gemäß § 10a Abs. 1 StJWG 1991, 
LGBl. Nr. 93/1990 zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 63/2011, sowie mit Privatpersonen gemäß § 8 StJWG 1991, 
LGBl. Nr. 93/1990 zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 63/2011, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes, 
LGBl. Nr. 138/2013, bestanden haben, bleiben bestehen und gelten als Leistungsverträge gemäß § 7 Abs. 4 und 7.

(6) Pilotprojekte gemäß § 10a Abs. 4 und § 29 Abs. 3 StJWG 1991, LGBl. Nr. 93/1990 zuletzt in der Fassung 
LGBl. Nr. 63/2011, können bis zum Ende des Pilotzeitraumes fortgeführt werden.

(7) Der Kinder- und Jugendhilfebeirat (§ 16 Abs. 3) ist binnen sechs Monaten ab Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zu konstituieren. Die Mitglieder des Jugendwohlfahrtsbeirates gemäß § 11 StJWG 1991, LGBl. Nr. 93/1990 zuletzt 
in der Fassung LGBl. Nr. 63/2011, bleiben bis zur Konstituierung des neuen Beirates in ihrer Funktion.

§ 51

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit 31. Dezember 2013 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Gesetzes können ab dem der Kundmachung folgenden Tag erlassen 
werden; sie dürfen jedoch frühestens mit dem in Abs. 1 genannten Zeitpunkt in Kraft gesetzt werden.

§ 52

Außerkrafttreten

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das Steiermärkische Jugendwohlfahrtsgesetz 1991, LGBl. Nr. 93/1990 
zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 63/2011, außer Kraft.

 Landeshauptmann Zweiter Landeshauptmannstellvertreter 
 Vo v e s  S c h r i t t w i e s e r
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139.

Gesetz vom 15. Oktober 2013, mit dem das Steiermärkische Zusammenlegungsgesetz 1982, das 
 Steiermärkische Agrargemeinschaftengesetz 1985, das Steiermärkische Einforstungs-Landesgesetz 
1983, das Steiermärkische Almschutzgesetz 1984, das Steiermärkische Güter- und Seilwege-Landes-

gesetz 1969 und das Steiermärkische Agrarbezirksbehördengesetz 2003 geändert wird

Der Landtag Steiermark hat beschlossen:

Inhaltsverzeichnis
 Artikel 1 Änderung des Steiermärkischen Zusammenlegungsgesetzes 1982
 Artikel 2 Änderung des Steiermärkischen Agrargemeinschaftengesetzes 1985
 Artikel 3 Änderung des Steiermärkischen Einforstungs-Landesgesetzes 1983
 Artikel 4 Änderung des Steiermärkischen Almschutzgesetzes 1984
 Artikel 5 Änderung des Steiermärkischen Güter- und Seilwege-Landesgesetzes 1969
 Artikel 6 Änderung des Steiermärkischen Agrarbezirksbehördengesetzes 2003

Artikel 1

Änderung des Steiermärkischen Zusammenlegungsgesetzes 1982

Das Steiermärkische Zusammenlegungsgesetz 1982, LGBl. Nr. 82/1982, zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 
72/2010, wird wie folgt geändert:

1. In § 6 Abs. 2 und § 13 Abs. 1 Z. 5 wird die Wortfolge „in der Fassung des Gesetzes BGBl. Nr. 901/1993“ 
durch die Wortfolge „in der Fassung BGBl. I Nr. 189/2013“ ersetzt.

2. In § 7 Abs. 1 wird die Wortfolge „(Anhang zum Vermessungsgesetz, BGBl. Nr. 306/1968, in der Fassung 
der Kundmachung BGBl. Nr. 124/1969, und der Gesetze BGBl. Nr. 238/1975 und Nr. 480/1980)“ durch die Wort-
folge „(Anhang zur Vermessungsverordnung 2010, BGBl. II Nr. 115/2010)“ ersetzt.

3. In § 7 Abs. 4 lit. a wird die Wortfolge „des § 4 Abs. 2 und der §§ 5 bis 9 Eisenbahnenteignungsgesetz  
1954, BGBl. Nr. 71“ durch die Wortfolge „des Eisenbahn-Enteignungsentschädigungsgesetzes – EisbEG, BGBl.  
Nr. 71/1954 in der Fassung BGBl. Nr. 111/2010“ ersetzt.

4. In § 8 Abs. 2 wird die Wortfolge „i. d. F. des Gesetzes BGBl. Nr. 903/1993“ durch die Wortfolge „in der 
Fassung BGBl. I Nr. 189/2013“ ersetzt.

5. In § 14 Abs. 4 wird die Wortfolge „in der Fassung BGBl. Nr. 901/1993“ durch die Wortfolge „in der Fassung 
BGBl. I Nr. 189/2013“ ersetzt.

6. In § 16 Abs. 2 Z. 2 lit. f wird die Wortfolge „(§ 176 Abs. 1 des Berggesetzes 1975)“ durch die Wortfolge  
„(§ 153 Abs. 1 Mineralrohstoffgesetz – MinroG, BGBl. I Nr. 36/1999 in der Fassung BGBl. I Nr. 129/2013)“ ersetzt.

7. In § 21b Abs. 8 wird jeweils die Wortfolge „in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 153/2004“ 
durch die Wortfolge „in der Fassung BGBl. I Nr. 77/2012“ ersetzt.

8. In § 21b Abs. 9 und 10 wird jeweils das Wort „Beschwerde“ durch das Wort „Revision“ ersetzt.

9. In § 22 Abs. 1 wird das Wort „Berufungsrecht“ durch das Wort „Beschwerderecht“ ersetzt.



666 LGBl., Stück 34, Nr. 139, ausgegeben am 2. Dezember 2013

10. § 27 Abs. 9 lautet:

„(9) War die einer Partei übergebene Abfindung gesetzwidrig, so kann diese Partei den Ersatz des dadurch 
entstandenen Schadens innerhalb von vier Wochen ab Eintritt der Rechtskraft des Zusammenlegungsplanes mit 
Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht begehren.“

11. In § 32 Abs. 1 wird das Wort „Berufungsrechtes“ durch das Wort „Beschwerderechtes“ ersetzt.

12. In der Überschrift des II. Hauptstücks wird das Wort „Behörden“ durch das Wort „Behörde“ ersetzt.

13. In der Unterüberschrift des II. Hauptstücks, in § 50 Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 4 sowie Abs. 4 lit. d wird das 
Wort „Agrarbehörden“ durch das Wort „Agrarbehörde“ ersetzt.

14. In § 49 und in § 52 wird die Wortfolge „den Agrarbehörden“ durch die Wortfolge „der Agrarbehörde“ 
und zusätzlich in § 52 die Wortfolge „mit deren Genehmigung“ durch die Wortfolge „mit ihrer Genehmigung“ 
ersetzt. 

15. § 50 Abs. 1 vierter Satz entfällt.

16. In § 51 Abs. 1 wird die Wortfolge „Agrarbehörden entscheiden“ durch die Wortfolge „Agrarbehörde 
entscheidet“ und in Abs. 2 die Wortfolge „Sie entscheiden“ durch die Wortfolge „Sie entscheidet“ ersetzt. 

17. Nach § 51 wird folgender § 51a samt Überschrift eingefügt:

„§ 51a

Verfahren vor dem Landesverwaltungsgericht

(1) Über Beschwerden gegen Bescheide gemäß § 16 Abs. 2, § 20 Abs. 1, § 22 Abs. 1 und § 31 Abs. 1 und § 47 
Z. 5 entscheidet das Landesverwaltungsgericht durch einen nach § 19 Abs. 3 Steiermärkisches Landesver-
waltungsgerichtsgesetz, LGBl. Nr. 57/2013 gebildeten Senat, dem als fachkundige Laienrichter ein in agrar-
technischen Angelegenheiten, ein in forstlichen Angelegenheiten und ein in landwirtschaftlichen Angelegen-
heiten erfahrenes Mitglied angehören.

(2) Das Landesverwaltungsgericht hat dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
 Wasserwirtschaft schriftliche Ausfertigungen aller in den Angelegenheiten dieses Landesgesetzes ergangenen 
Erkenntnisse zu übermitteln.“

18. § 54 Abs. 1 erster Satz lautet:

„Die in Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Vermessungen und Kennzeichnungen der Grenzen 
sind unbeschadet der Bestimmungen des § 55 Abs. 2 von Organen der Agrarbehörde unter sinngemäßer Anwen-
dung des § 10 Abs. 1 und 2, § 24, § 25 Abs. 1, § 26, § 27 Abs. 1, § 36 und § 43 Abs. 1 Z. 3 und Abs. 2 Vermessungs-
gesetz, BGBl. Nr. 306/1968 in der Fassung BGBl. I Nr. 129/2013, vorzunehmen.“

19. In § 59 Abs. 2 dritter Satz wird die Wortfolge „Der Bescheid der Agrarbehörde“ durch die Wortfolge  
„Die Entscheidung“ ersetzt.

20. In § 61 Abs. 1 wird die Wortfolge „in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 124/1969 und der Gesetze 
BGBl. Nr. 238/1975 und 480/1980“ durch die Wortfolge „in der Fassung BGBl. I Nr. 129/2013“ ersetzt.

21. In § 61 Abs. 4 wird das Wort „Berufungen“ durch das Wort „Beschwerden“ ersetzt.

22. In § 61 Abs. 5 wird das Wort „Berufungsverfahrens“ durch das Wort „Beschwerdeverfahrens“ ersetzt.
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23. § 62 samt Überschrift entfällt.

24. § 69a lautet:

„Durch dieses Gesetz wird die Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Pro-
jekten, ABl. Nr. L 26 vom 28. 1. 2012, S. 1 umgesetzt.“ 

25. Dem § 71 wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) Die Änderung des § 6 Abs. 2, § 7 Abs. 1 und 4, § 8 Abs. 2, § 14 Abs. 4, § 16 Abs. 2, § 21b Abs. 8, 9 und 
10, § 22 Abs 1, § 27 Abs. 9, § 32 Abs. 1, der Überschrift und der Unterüberschrift des II. Hauptstücks, des § 49,  
§ 50 Abs. 2, 3 und 4 sowie Abs. 4 lit. d, § 51 Abs. 1, § 52, § 54 Abs. 1, § 59 Abs. 2, § 61 Abs. 1, 4 und 5, § 69a  
sowie die Einfügung des § 51a und der Entfall des § 50 Abs. 1 vierter Satz und § 62 durch die Novelle LGBl.  
Nr. 139/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft.“

Artikel 2

Änderung des Steiermärkischen Agrargemeinschaftengesetzes 1985

Das Steiermärkische Agrargemeinschaftengesetz 1985, LGBl. Nr. 8/1986, zuletzt in der Fassung LGBl.  
Nr. 78/2001, wird wie folgt geändert:

1. In § 5 Abs. 1 wird die Wortfolge „in der Fassung BGBl. I Nr. 140/1997“ durch die Wortfolge „in der Fassung 
BGBl. I Nr. 30/2012“ ersetzt. 

2. In § 6 Abs. 1 wird die Wortfolge „Agrarbehörden haben“ durch die Wortfolge „Agrarbehörde hat“ ersetzt. 

3. In der Überschrift des II. Hauptstücks wird das Wort „Behörden“ durch das Wort „Behörde“ ersetzt.

4. In der Unterüberschrift des II. Hauptstücks und in § 47 Abs. 4 wird das Wort „Agrarbehörden“ durch das 
Wort „Agrarbehörde“ ersetzt.

5. In § 46 erster Satz, § 48 Abs. 1 und in § 49 wird die Wortfolge „den Agrarbehörden“ durch die Wortfolge 
„der Agrarbehörde“ und zusätzlich in § 49 die Wortfolge „mit deren Genehmigung“ durch die Wortfolge „mit 
ihrer Genehmigung“ ersetzt. 

6. § 46 zweiter Satz entfällt. 

7. § 47 Abs. 4 lit. d und e lauten:

„d) die Verwaltung der Verkehrsflächen der Gemeinde, soweit nicht durch eine Verordnung gemäß § 41 Abs. 5 
des Statutes der Landeshauptstadt Graz, LGBl. Nr. 130/1967 oder gemäß § 40 Abs. 5 der Steiermärkischen 
Gemeindeordnung, LGBl. Nr. 115/1967 die Zuständigkeit der Agrarbehörde begründet wird;

 e) die Angelegenheiten, die durch die baugesetzlichen Bestimmungen des Landes Steiermark geregelt werden.“

8. Nach § 48 wird folgender § 48a samt Überschrift eingefügt:

„§ 48a

D. Verfahren vor dem Landesverwaltungsgericht

(1) Über Beschwerden gegen Bescheide gemäß § 29 und § 37 entscheidet das Landesverwaltungsgericht 
durch einen nach § 19 Abs. 3 Steiermärkisches Landesverwaltungsgerichtsgesetz, LGBl. Nr. 57/2013 gebildeten 
Senat, dem als fachkundige Laienrichter ein in agrartechnischen Angelegenheiten, ein in forstlichen Angelegen-
heiten und ein in landwirtschaftlichen Angelegenheiten erfahrenes Mitglied angehören.
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(2) Das Landesverwaltungsgericht hat dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft schriftliche Ausfertigungen aller in den Angelegenheiten dieses Landesgesetzes ergangenen Erkennt-
nisse zu übermitteln.“

9. § 52 Abs. 1 lautet:

„(1) Die in Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Vermessungen und Kennzeichnungen der Grenzen 
sind unbeschadet der Bestimmungen des § 53 Abs. 2 von Organen der Agrarbehörde unter sinngemäßer Anwen-
dung des § 10 Abs. 1 und 2, § 24, § 25 Abs. 1, § 26, § 27 Abs. 1, § 36 und § 43 Abs. 1 Z. 3 und Abs. 2 Vermessungs-
gesetz, BGBl. Nr. 306/1968 in der Fassung BGBl. I Nr. 129/2013, vorzunehmen.“

10. In § 59 Abs. 1 wird die Wortfolge „in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 124/1969 und der Gesetze 
BGBl. Nr. 238/1975 und 480/1980“ durch die Wortfolge „in der Fassung BGBl. I Nr. 129/2013“ ersetzt.

11. § 60 samt Überschrift entfällt.

12. In § 62 Abs. 1 wird die Wortfolge „BGBl. I Nr. 26/2000“ durch die Wortfolge „BGBl. I Nr. 189/2013“ ersetzt.

13. In § 65 Abs. 1 lit. b wird die Zahl „41“ durch die Zahl „40“ ersetzt. 

14. Dem § 69 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Die Änderung des § 5 Abs. 1, § 6 Abs. 1, der Überschrift und der Unterüberschrift des II. Hauptstücks, 
des § 46, § 47 Abs. 4 sowie Abs. 4 lit. d und e, § 48 Abs. 1, § 49, § 52 Abs. 1, § 59 Abs. 1, § 62 Abs. 1 und § 65  
Abs. 1 lit. b sowie die Einfügung des § 48a und der Entfall des § 46 zweiter Satz und des § 60 durch die Novelle 
LGBl. Nr. 139/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft.“

Artikel 3

Änderung des Steiermärkischen Einforstungs-Landesgesetzes 1983

Das Steiermärkische Einforstungs-Landesgesetz 1983, LGBl. Nr. 1/1983, zuletzt in der Fassung LGBl.  
Nr. 84/2008, wird wie folgt geändert:

1. In § 24b Abs. 8 wird jeweils die Wortfolge „in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 153/2004“ 
durch die Wortfolge „in der Fassung BGBl. I Nr. 77/2012“ ersetzt.

2. In § 24b Abs. 9 und 10 wird jeweils das Wort „Beschwerde“ durch das Wort „Revision“ ersetzt.

3. In § 29 Abs. 5, § 48 Abs. 1 und in § 53 wird die Wortfolge „den Agrarbehörden“ durch die Wortfolge „der 
Agrarbehörde“ und zusätzlich in § 53 die Wortfolge „mit deren Genehmigung“ durch die Wortfolge „mit ihrer 
Genehmigung“ ersetzt. 

4. In der Überschrift des VII. Abschnitts wird das Wort „Behörden“ durch das Wort „Behörde“ ersetzt.

5. In der Unterüberschrift des VII. Abschnitts, § 49 Abs. 2 und 3 sowie Abs. 3 lit. d und § 56 Abs. 1 wird  
das Wort „Agrarbehörden“ durch das Wort „Agrarbehörde“ und in § 48 Abs. 2 die Wortfolge „Agrarbehörden 
entschieden“ durch die Wortfolge „Agrarbehörde entscheidet“ ersetzt.

6. In § 48 Abs. 1 wird die Wortfolge „Erkenntnissen (Bescheide)“ durch die Wortfolge „Entscheidungen“ ersetzt.

7. In § 48 Abs. 3 wird die Wortfolge „der Gerichte“ durch die Wortfolge „der ordentlichen Gerichte“ ersetzt.
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8. § 49 Abs. 3 lit. b lautet:

„b) die Angelegenheiten, die durch die baugesetzlichen Bestimmungen des Landes Steiermark geregelt werden.“

9. Nach § 49 wird folgender § 49a samt Überschrift eingefügt:

„§ 49a

Verfahren vor dem Landesverwaltungsgericht

(1) Über Beschwerden gegen Bescheide gemäß § 59 entscheidet das Landesverwaltungsgericht durch einen 
nach § 19 Abs. 3 Steiermärkisches Landesverwaltungsgerichtsgesetz, LGBl. Nr. 57/2013 gebildeten Senat, dem 
als fachkundige Laienrichter ein in agrartechnischen Angelegenheiten, ein in forstlichen Angelegenheiten und 
ein in landwirtschaftlichen Angelegenheiten erfahrenes Mitglied angehören.

(2) Das Landesverwaltungsgericht hat dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
 Wasserwirtschaft schriftliche Ausfertigungen aller in den Angelegenheiten dieses Landesgesetzes ergangenen 
Erkenntnisse zu übermitteln.“

10. In § 50 Abs. 2 wird die Wortfolge „in der Fassung des Gesetzes BGBl. Nr. 87/2005 (Agrarrechts-
änderungsgesetz 2005), Artikel 10“ durch die Wortfolge „in der Fassung BGBl. I Nr. 189/2013“ ersetzt.

11. § 56 Abs. 1 lautet:

„Die in Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Vermessungen und Kennzeichnungen der Grenzen 
sind unbeschadet der Bestimmungen des § 57 Abs. 2 von Organen der Agrarbehörde unter sinngemäßer An-
wendung des § 10 Abs. 1 und 2, § 24, § 25 Abs. 1, § 26, § 27 Abs. 1, § 36 und § 43 Abs. 1 Z. 3 und Abs. 2 Ver-
messungsgesetz, BGBl. Nr. 306/1968 in der Fassung BGBl. I Nr. 129/2013, vorzunehmen.“

12. In § 65 Abs. 1 wird die Wortfolge „ein rechtskräftiges Erkenntnis der Agrarbehörden oder durch ein von 
ihnen genehmigtes Rechtsgeschäft“ durch die Wortfolge „eine rechtskräftige Entscheidung der Agrarbehörde 
oder durch ein von ihr genehmigtes Rechtsgeschäft“ ersetzt. 

13. § 66 entfällt.

14. In § 67 lit. a wird das Wort „getroffenen“ durch das Wort „erlassenen“ ersetzt. 

15. § 67a lautet:

„Durch dieses Gesetz wird die Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten, 
ABl. Nr. L 26 vom 28.1.2012, S. 1 umgesetzt.“ 

16. Die Absatzbezeichnung „(5)“ des § 68 sechster Absatz wird durch die Absatzbezeichnung „(6)“ ersetzt. 
Dem Abs. 6 wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) Die Änderungen des § 24b Abs. 8, 9 und 10, § 29 Abs. 5, der Überschrift und der Unterüberschrift des 
VII. Abschnitts, des § 48 Abs. 1, 2 und 3, § 49 Abs. 2 und 3 sowie Abs. 3 lit. b und d, § 50 Abs. 2, § 56 Abs. 1, § 65 
Abs. 1, § 67 lit. a und § 67a sowie die Einfügung des § 49a und der Entfall des § 66 durch die Novelle LGBl.  
Nr. 139/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft.“

Artikel 4

Änderung des Steiermärkischen Almschutzgesetzes 1984

Das Steiermärkische Almschutzgesetz 1984, LGBl. Nr. 68/1984, zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 58/2000, 
wird wie folgt geändert:
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1. § 6 lautet:

„Die Agrarbehörde führt einen Almkataster, in dem alle diesem Gesetz unterworfenen Almen (§ 1) der 
 Steiermark verzeichnet sind.“

2. § 7 Abs. 1 lautet: 

„(1) Die Vollziehung dieses Gesetzes obliegt der Agrarbehörde.“

3. In § 7 Abs. 3 entfällt die Zahl „1950“.

4. In § 8 Abs. 1 lit. b wird die Wortfolge „in Bescheiden“ durch die Wortfolge „in der Bewilligung“ ersetzt.

5. Der bisherige § 10 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“. Dem Abs. 1 wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Die Änderung des § 6, § 7 Abs. 1 und 3 sowie § 8 Abs. 1 lit. b durch die Novelle LGBl. Nr. 139/2013  
tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft.“

Artikel 5

Änderung des Steiermärkischen Güter- und Seilwege-Landesgesetzes 1969

Das Steiermärkische Güter- und Seilwege-Landesgesetz 1969, LGBl. Nr. 21/1970, zuletzt in der Fassung 
LGBl. Nr. 78/2001, wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 1 wird die Wortfolge „Wald- und Weideservitutenlandesgesetz, LGBl. Nr. 62/1956“ durch die 
Wortfolge „Steiermärkischen Einforstungs-Landesgesetz, LGBl. Nr. 1/1983“ ersetzt.

2. In § 8 Abs. 4 und § 9 Abs. 3 wird die Wortfolge „des § 34 Abs. 1 und 2 erster Satz des Eisenbahn-
enteignungsgesetzes 1954, BGBl. Nr. 71, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. Nr. 137/1975“ durch die 
Wortfolge „des Eisenbahn-Enteignungsentschädigungsgesetzes – EisbEG, BGBl. Nr. 71/1954 in der Fassung 
BGBl. Nr. 111/2010“ ersetzt.

3. In § 9 Abs. 2 und § 20 Abs. 3 wird die Wortfolge „des § 4 Abs. 2 bis § 9 Eisenbahnenteignungsgesetzes 
1954, BGBl. Nr. 71, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl.Nr.137/1975“ durch die Wortfolge „des Eisenbahn-
Enteignungsentschädigungsgesetzes – EisbEG, BGBl. Nr. 71/1954 in der Fassung BGBl. Nr. 111/2010“ ersetzt.

4. In der Überschrift des III. Hauptstücks wird das Wort „Behörden“ durch das Wort „Behörde“ ersetzt.

5. § 19 Abs. 1 lautet:

„(1) Zur Durchführung diese Gesetzes ist die Agrarbehörde zuständig.“

6. Nach § 19 wird folgender § 19a samt Überschrift eingefügt:

„§ 19a

Übermittlungspflicht

Das Landesverwaltungsgericht hat dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft schriftliche Ausfertigungen aller in den Angelegenheiten dieses Landesgesetzes ergangenen Erkennt-
nisse zu übermitteln.“

7. § 20 Abs. 3 Z. 2 entfällt. 
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8. In § 24 wird die Wortfolge „des Gesetzes vom 12. Juli 1956, LGBl. Nr. 62, über die Behandlung der Wald- 
und Weidenutzungsrechte sowie besonderer Felddienstbarkeiten“ durch die Wortfolge „Steiermärkisches 
 Einforstungs-Landesgesetz 1983, LGBl. Nr. 1/1983“ ersetzt.

9. Dem § 28 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Die Änderung des § 2 Abs. 1, § 8 Abs. 4, § 9 Abs. 2 und 3, der Überschrift des III. Hauptstücks, des  
§ 19 Abs. 1, § 20 Abs. 3 und § 24 sowie der Entfall des § 20 Abs. 3 Z. 2 und die Einfügung des § 19a durch die 
Novelle LGBl. Nr. 139/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft.“

Artikel 6

Änderung des Steiermärkischen Agrarbezirksbehördengesetzes 2003

Das Steiermärkische Agrarbezirksbehördengesetz 2003, LGBl. Nr. 10/2003, zuletzt in der Fassung LGBl.  
Nr. 102/2011, wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „erster Instanz“. 

2. Der bisherige § 6 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“. Dem Abs. 1 wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Die Änderung des § 1 Abs. 1 durch die Novelle LGBl. Nr. 139/2013 tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft.“

 Landeshauptmann Landesrat 
 Vo v e s  S e i t i n g e r

140.

Kundmachung der Steiermärkischen Landesregierung vom 14. November 2013 über die  Vereinigung 
der Stadtgemeinde Gleisdorf und der Gemeinden Labuch, Laßnitzthal, Nitscha und Ungerdorf, alle 

politischer Bezirk Weiz

Aufgrund des § 11 Abs. 4 Steiermärkische Gemeindeordnung 1967, LGBl. Nr. 115, zuletzt in der Fassung 
LGBl. Nr. 125/2012, wird kundgemacht:

Die Steiermärkische Landesregierung hat dem Antrag der Stadtgemeinde Gleisdorf und der Gemeinden 
Labuch, Laßnitzthal, Nitscha und Ungerdorf auf Vereinigung dieser Gemeinden zu einer neuen Gemeinde mit 
Wirksamkeit vom 1. Jänner 2015 gemäß §§ 6 Abs. 2, 8 Abs. 1 Steiermärkische Gemeindeordnung 1967, LGBl.  
Nr. 115, zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 125/2012, die Genehmigung erteilt. Die neue Stadtgemeinde trägt den 
Namen „Gleisdorf“.

Für die Steiermärkische Landesregierung: 
Landeshauptmann Vo v e s
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141.

Kundmachung der Steiermärkischen Landesregierung vom 14. November 2013 über die  Vereinigung 
der Marktgemeinde Pöls und der Gemeinde Oberkurzheim, beide politischer Bezirk Murtal

Aufgrund des § 11 Abs. 4 Steiermärkische Gemeindeordnung 1967, LGBl. Nr. 115, zuletzt in der Fassung 
LGBl. Nr. 125/2012, wird kundgemacht:

Die Steiermärkische Landesregierung hat dem Antrag der Marktgemeinde Pöls und der Gemeinde Ober-
kurzheim auf Vereinigung dieser Gemeinden zu einer neuen Gemeinde mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2015 
gemäß §§ 6 Abs. 2, 8 Abs. 1 Steiermärkische Gemeindeordnung 1967, LGBl. Nr. 115, zuletzt in der Fassung LGBl. 
Nr. 125/2012, die Genehmigung erteilt. Die neue Marktgemeinde trägt den Namen „Pöls“.

Für die Steiermärkische Landesregierung: 
Landeshauptmann Vo v e s

142.

Kundmachung der Steiermärkischen Landesregierung vom 14. November 2013 über die  Vereinigung 
der Marktgemeinde Groß Sankt Florian und der Gemeinde Unterbergla, beide politischer Bezirk 

Deutschlandsberg

Aufgrund des § 11 Abs 4 Steiermärkische Gemeindeordnung 1967, LGBl. Nr. 115, zuletzt in der Fassung 
LGBl. Nr. 125/2012, wird kundgemacht:

Die Steiermärkische Landesregierung hat dem Antrag der Marktgemeinde Groß Sankt Florian und der 
Gemeinde Unterbergla auf Vereinigung dieser Gemeinden zu einer neuen Gemeinde mit Wirksamkeit vom  
1. Jänner 2015 gemäß §§ 6 Abs. 2, 8 Abs. 1 Steiermärkische Gemeindeordnung 1967, LGBl. Nr. 115, zuletzt in der 
Fassung LGBl. Nr. 125/2012, die Genehmigung erteilt. Die neue Marktgemeinde trägt den Namen „Groß Sankt 
Florian“.

Für die Steiermärkische Landesregierung: 
Landeshauptmann Vo v e s

143.

Kundmachung der Steiermärkischen Landesregierung vom 14. November 2013 über die  Vereinigung 
der Gemeinden Rohr bei Hartberg und Wörth an der Lafnitz, beide politischer Bezirk Hartberg-

Fürstenfeld

Aufgrund des § 11 Abs. 4 Steiermärkische Gemeindeordnung 1967, LGBl. Nr. 115, zuletzt in der Fassung 
LGBl. Nr. 125/2012, wird kundgemacht:
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Die Steiermärkische Landesregierung hat dem Antrag der Gemeinden Rohr bei Hartberg und Wörth an der 
Lafnitz auf Vereinigung dieser Gemeinden zu einer neuen Gemeinde mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2015 gemäß 
§§ 6 Abs. 2, 8 Abs. 1 Steiermärkische Gemeindeordnung 1967, LGBl. Nr. 115, zuletzt in der Fassung LGBl. 
Nr. 125/2012, die Genehmigung erteilt. Die neue Gemeinde trägt den Namen „Rohr bei Hartberg“.

Für die Steiermärkische Landesregierung: 
Landeshauptmann Vo v e s

144.

Kundmachung der Steiermärkischen Landesregierung vom 14. November 2013 über die  Vereinigung 
der Stadtgemeinde Knittelfeld und der Gemeinde Apfelberg, beide politischer Bezirk Murtal

Aufgrund des § 11 Abs. 4 Steiermärkische Gemeindeordnung 1967, LGBl. Nr. 115, zuletzt in der Fassung 
LGBl. Nr. 125/2012, wird kundgemacht:

Die Steiermärkische Landesregierung hat dem Antrag der Stadtgemeinde Knittelfeld und der Gemeinde 
Apfelberg auf Vereinigung dieser Gemeinden zu einer neuen Gemeinde mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2015 
gemäß §§ 6 Abs. 2, 8 Abs. 1 Steiermärkische Gemeindeordnung 1967, LGBl. Nr. 115, zuletzt in der Fassung LGBl. 
Nr. 125/2012, die Genehmigung erteilt. Die neue Stadtgemeinde trägt den Namen „Knittelfeld“.

Für die Steiermärkische Landesregierung: 
Landeshauptmann Vo v e s

145.

Kundmachung der Steiermärkischen Landesregierung vom 14. November 2013 über die  Vereinigung 
der Stadtgemeinde Feldbach und der Gemeinden Auersbach, Gniebing-Weissenbach, Gossendorf, 
Leitersdorf im Raabtal, Mühldorf bei Feldbach und Raabau, alle politischer Bezirk Südoststeier-

mark

Aufgrund des § 11 Abs. 4 Steiermärkische Gemeindeordnung 1967, LGBl. Nr. 115, zuletzt in der Fassung 
LGBl. Nr. 125/2012, wird kundgemacht:

Die Steiermärkische Landesregierung hat dem Antrag der Stadtgemeinde Feldbach und der Gemeinden 
Auersbach, Gniebing-Weissenbach, Gossendorf, Leitersdorf im Raabtal, Mühldorf bei Feldbach und Raabau auf 
Vereinigung dieser Gemeinden zu einer neuen Gemeinde mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2015 gemäß §§ 6  
Abs. 2, 8 Abs. 1 Steiermärkische Gemeindeordnung 1967, LGBl. Nr. 115, zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 125/2012, 
die Genehmigung erteilt. Die neue Stadtgemeinde trägt den Namen „Feldbach“.

Für die Steiermärkische Landesregierung: 
Landeshauptmann Vo v e s
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